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Die Union braucht 
mehr Profil und eine 
klare Sprache 

auch Wochen nach der krachenden Wahlniederlage sind die politischen Nach-
beben in den „großen“ Koalitionsparteien deutlich zu spüren. Um es gleich  
vorwegzunehmen: An diesem Desaster gibt es nichts schönzureden. Auch 
nicht der Verweis darauf, stärkste politische Kraft zu sein. Die Union fuhr mit  
28,9 Prozent ihr schlechtestes Ergebnis bei einer bundesweiten Wahl über-
haupt ein. Ohne die stabile CSU sähe das Ergebnis noch schlechter aus.

Noch scheint die Botschaft der Wähler bei der Union nicht richtig angekommen 
zu sein. Der Streit über den richtigen Umgang mit dem Rezo-Video war gerade 
abgeklungen, da brach eine völlig unnötige Debatte über die CDU-Kanzlerkan-
didatur vom Zaun. Wir sind noch immer auf der Suche nach einem Rezept, um 
das Vertrauen der Wähler zurückzugewinnen.

Aus meiner Sicht stecken wir in einem Dilemma. Einerseits besteht vor allem 
an der Basis der CDU der Wunsch nach einem deutlich konservativeren und 
marktwirtschaftlicheren Profil. Viele Mitglieder vermissen im Koalitionsvertrag 
die eigene Handschrift. Zu oft haben wir den Kompromiss mit der SPD bereits 
vorweggenommen – und damit weder der Union noch der SPD, geschweige 
denn dem Land einen Gefallen getan. Andererseits erwarten viele Bürger zu 
Recht, dass die Regierung ihrer Aufgabe nachkommt und regiert. Sie wollen 
keinen Streit, sie wollen Ergebnisse.

Das Problem: Wir schaffen es derzeit nicht, zur gleichen Zeit zu regieren und 
mit den jeweiligen Kernthemen für die Wähler unterscheidbar zu bleiben. Um 
einen Ausweg aus diesem Dilemma zu finden, können wir nicht den Selbst-
findungsprozess der SPD abwarten. Wir müssen jetzt selbst aktiv werden:

1. Problemanalyse vornehmen! Zunächst müssen wir gemeinsam die Krise der 
Volksparteien verstehen. Wenn wir uns nicht einmal darin einig sind, wie wir in 
diese Lage geraten sind, wie sollen wir dann gemeinsam einen Ausweg finden?  
Der Schlüssel liegt darin, auf die Wähler und Mitglieder und ihren gesunden  
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Menschenverstand zu hören: Unsere Wähler und unsere 
Basis haben ein gutes Gespür dafür, was Politik leisten 
kann und was nicht. Sie erwarten zu Recht, dass die Gren-
zen sicher sind, dass der Sozialstaat nur gezielt und nicht 
mit der Gießkanne umverteilt und dass sich die Politik auch 
in der EU an die selbst gesetzten Regeln hält. Sie erwarten 
von uns, dass wir auf große Probleme wie den Klimawandel 
kluge, international abgestimmte Lösungen finden. Sie er-
warten hingegen nicht, dass die Politik ihnen vorschreibt, 
wie sie zu leben haben. Sie wollen ihr Leben selbst jeden 
Tag ein Stück besser machen können, ohne dabei von der 
Politik gestört zu werden.

2. Mehr Tempo in der Großen Koalition! Die Bundesregie-
rung muss schleunigst zwei akute Streitpunkte abräumen 
und die Soli-Abschaffung sowie die Grundrente wie im  
Koalitionsvertrag vereinbart umsetzen. Vertragstreue ist 
hier das A und O. Die Kröte, die dann die Union zu schlu-
cken hat, betrifft den Soli, denn im ersten Schritt würde 
er nur für 90 Prozent der Soli-Zahler abgeschafft. Auf der 
anderen Seite bliebe es bei einer Grundrente mit Bedarfs-
prüfung (siehe auch S. 16-19). Zugleich ist die von Union 
und SPD vereinbarte Revisionsklausel zur Überprüfung 
der Regierungsarbeit als Chance zu sehen. Dazu müssen 
die Unionsparteien jetzt mutig drei bis fünf Punkte defi-
nieren, die unbedingt umgesetzt werden sollen. Beides 
ist notwendig: Vor der Revision gewichtige Streitthemen 
abräumen und nach der Revision zusätzliche Räume zur 
Profilierung konsequent nutzen. Das gilt sowohl für die 
Unionsparteien als auch für die SPD. Die Bürger erwarten 
kluge, mutige Lösungen statt den kleinsten gemeinsamen 

Nenner zulasten der Steuerzahler und zukünftiger Gene-
rationen.

3. Klare Prinzipien, klare Sprache! Für unsere gemeinsa-
men Positionen und Prinzipien sollten wir offensiv werben, 
auch in den sozialen Medien. Wir dürfen keiner Debatte 
aus dem Weg gehen, nur weil wir fürchten, am Ende nicht 
alle zu überzeugen. Nur weil wir die einfachen Lösungen 
der Linken und Rechten nicht teilen, heißt das nicht, dass 
es keine klaren Positionen gibt, die mit unseren Werten 
und Prinzipien vereinbar sind. Um diese Lösungen zu be-
schreiben, braucht es keine 75 Seiten Wahlprogramm, in 
dem sich alles und nichts wiederfindet. Drei Seiten gefüllt 
mit klaren Hauptsätzen reichen.

Ich bin überzeugt: Es ist möglich, gleichzeitig klare Posi-
tionen zu vertreten und verantwortungsvoll zu regieren. 
Die SPD sollte sich dem beschriebenen Ausweg aus dem 
GroKo-Dilemma anschließen. Fehlt ihr dazu die Kraft, dann 
sollten wir einen Strich ziehen und die Große Koalition  
beenden.
 

Herzliche Grüße

  
Carsten Linnemann
MIT-Bundesvorsitzender
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Gesellschaftliche Herausforde rungen aus Unternehmersicht

Kabinett bringt Forschungs
förderung auf den Weg

Eine lebenswerte Region gestalten (18 Prozent), den demografi-
schen Wandel bewältigen (15 Prozent), eine bessere Integration 
gewährleisten (14 Prozent) und Armut bekämpfen (13 Prozent): 
Das sind nach Ansicht der deutschen Wirtschaft die wichtigsten 
Themenfelder für gesellschaftliches Engagement an ihrem Un-
ternehmensstandort. Befragt wurden rund 7.400 in Deutschland 
ansässige Unternehmen in einer Studie des Stifterverbandes und 

der Bertelsmann-Stiftung. Jeder vierte bis fünfte Betrieb auf dem 
Land sieht als Top-Herausforderungen den demografischen Wan-
del (25 Prozent) und die Gestaltung einer lebenswerten Region 
(22 Prozent). Die städtischen Unternehmen nennen eine bessere 
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund (16 Pro-
zent) und die Bekämpfung von Armut (14 Prozent) als wichtigste 
gesellschaftliche Aufgaben. 

Das Bundeskabinett hat einen Gesetzentwurf zur steuerlichen 
Förderung von Forschung und Entwicklung auf den Weg ge-
bracht. Ab 2020 sollen alle Arten von Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben steuerlich gefördert werden können. Die 
Förderung soll insbesondere kleinen und mittleren Unterneh-
men Investitionen ermöglichen. Dazu sollen Personalausgaben 
für Forschung und Entwicklung bis maximal zwei Millionen 
Euro pro Jahr steuerlich begünstigt werden. Auf 25 Prozent 
davon soll eine steuerliche Zulage gewährt werden. Jedes Un-
ternehmen kann also maximal 500.000 Euro jährlich erhalten. 
Nach fünf Jahren soll das Gesetz evaluiert werden. Dem Ge-
setz müssen Bundestag und Bundesrat zustimmen.

Die deutschen Erwerbstätigen arbeiten im Durchschnitt 35 Stunden in der Woche. Bei einem Vollzeitjob sind es laut 
Statistischem Bundesamt durchschnittlich 41 Stunden pro Woche. Teilzeitbeschäftigte kommen auf 19 Stunden. 
Damit hat sich die Wochenarbeitszeit seit 28 Jahren kaum verändert: Seit 1991 arbeiten Vollzeitbeschäftigte circa  
40 Stunden in der Woche. Deutlich gefallen ist hingegen die Arbeitszeit von Selbstständigen in Vollzeit. Sie arbei-
ten zwar weit mehr als Angestellte und kommen auf wöchentlich 48 Stunden. 1991 waren es aber noch 54 Stunden.

Deutsche arbeiten 35 Stunden pro Woche

So viel Prozent der Bürger lebten 2017 in den eigenen vier Wänden

Wohnen im Eigentum: 
Der Europavergleich
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Die Jugendarbeitslosigkeit liegt in Deutschland mit  
5,6 Prozent innerhalb der EU am niedrigsten. Das ent-
spricht circa 244 000 Jugendlichen. Nach Angaben von 
Eurostat lag die EU-weite Erwerbslosenquote der 15- bis 
24-Jährigen im März 2019 bei 14,5 Prozent – das ist mehr 
als doppelt so hoch wie der Durchschnitt aller Alters-
gruppen (6,5 Prozent). Die höchste Jugenderwerbslosen-
quote hatte Griechenland (39,7 Prozent); es folgen  
Spanien (33,7 Prozent) und Italien (30,2 Prozent).

Deutsche Startups denken über Abwanderung nach
Angesichts der seit Jahren schwierigen Fi-
nanzierung von Startups denken viele deut-
sche Gründer über einen Umzug ins Ausland 
nach. Aktuell überlegt jeder Vierte (27 Pro-
zent), mit dem eigenen Startup ins Ausland 
zu gehen, weil es in Deutschland zu wenig 
Kapital gibt. Im Schnitt benötigen deutsche 
Startups für die kommenden zwei Jahre 3,2 
Millionen Euro. 2017 waren es noch 2,5 Mil-
lionen Euro. Gleichzeitig gibt nicht einmal 
jedes fünfte Startup (18 Prozent) an, dass 
dieser Kapitalbedarf bereits gedeckt ist. Vor 
einem Jahr hatten noch 26 Prozent der Start-
ups genug Kapital für die kommenden beiden 
Jahre. Das ist das Ergebnis einer Befragung 
von mehr als 300 Startups im Auftrag des Di-
gitalverbands Bitkom.

„Angezählt“

Wer derzeit einen Handwerker sucht, 
braucht Geduld. Im Schnitt müssen Kun-
den hierzulande fast zehn Wochen Warte-
zeit einplanen, bis ein Auftrag erfüllt wer-
den kann. Das geht aus dem aktuellen 
Konjunkturbericht des Handwerks im 
Frühjahr 2019 hervor. Am längsten sind die 
Wartezeiten im Baugewerbe mit etwa 14,5 
Wochen. Grund für die insgesamt langen 
Wartezeiten ist die hohe Kapazitätsauslas-
tung. Darum planen die Handwerksbe-
triebe über alle Branchen hinweg neues 
Personal einzustellen – 2019 voraussicht-
lich 30.000 neue Mitarbeiter. Der Bedarf 
ist laut Zentralverband des deutschen 
Handwerks noch größer, allerdings fehlt 
geeignetes Personal.

Kapitalbedarf: Startups fehlen im Schnitt 3,2 Mio. Euro

Zehn Wochen warten auf den Handwerker

5,6  %

Ist euer Kapitalbedarf bereits ge-
deckt, oder benötigt euer Startup 
hierfür noch frisches Kapital?

Wartezeiten zwischen Auftrags-
eingang und -ausführung im 
1. Quartal 2019 (in Wochen)

Wir schätzt ihr den Kapitalbedarf 
euer Startup in den nächsten 
zwei Jahren ein?

Links: Alle befragten 
Startups, die einen Kapital-
bedarf angegeben haben 
(2019: n=222 | 2018: n=208 | 
2017: n=186)

Rechts: Alle befragten Startups 
(2019: n=321 | 2018: n=302 | 
2017: n=252)

Quelle: Bitkom Research
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Enteignungen 
sind Unsinn

Die Situation der Mieter darf 
niemand auf die leichte Schul-
ter nehmen. Wo sich vernünf-

tiges Wohnen in der Nähe von Arbeit, 
Schulen, Kultur und Ärzten immer we-
niger Familien, Paare und Alleinlebende 
leisten können, geht mittelfristig das 
Vertrauen in das Funktionieren der De-
mokratie verloren. Die Politik tut des-
halb gut daran, die Anreize für den Bau 
von mehr Wohnungen zu erhöhen. 
Denn die Preise steigen nicht nur, weil 
es immer mehr Menschen in die Städte 
zieht. Sie gehen dort auch deshalb rauf, 
weil es nicht genügend Wohnraum 
gibt. Zu besichtigen ist hier ein Parade-
beispiel für das volkswirtschaftliche 
Einmaleins, wonach Angebot und 
Nachfrage den Preis bestimmen.

In der aktuellen Debatte ist je-
doch auch das kleine Einmaleins des 
politischen Unsinns zu besichtigen. 
Wer mehr Wohnungen braucht und 
diejenigen enteignet, die mehr Woh-
nungen schaffen, wird am Ende die 
Knappheit vergrößert und die Miet-
preise erhöht haben. Über viele Jahre 
hatten sich die Berliner daran ge-
wöhnt, in einer attraktiven Weltme 
tropole leben zu können und trotz-
dem vergleichsweise geringe Mieten 
zahlen zu müssen. Umso mehr schla-
gen nun die teils heftigen Steigerun-
gen bei Immobilien auf die Emotionen. 
Das Volksbegehren zur Enteignung 
von Mietwohnungsunternehmen hat 
im ersten Schritt fast vier Mal mehr 
Unterschriften einsammeln können,  
als für diese Phase nötig war.

Sollten die Initiatoren Erfolg haben, 
wird das ein immens teurer Rohrkre-
pierer. Nach verschiedenen Studien 

könnten für die angepeilte Enteignung 
rund 30 Milliarden Euro fällig werden. 
Auf jede gratis und gern gegebene 
Unterschrift heruntergerechnet, wäre 
das jeweils der Gegenwert eines Ein-
familienhauses. Ob diese Dimension 
den Unterzeichnern bewusst ist? Das 
Geld könnte die Stadt unmöglich 
selbst erwirtschaften, sondern müsste 
es etwa aus dem Länderfinanzaus-
gleich nehmen. Zudem hätte sie auch 
kein Geld mehr, um selbst Wohnungen 
für landeseigene Vermieter zu bauen. 
Wie kurzsichtig in Berlin politisiert 
wird, lässt sich auch an der Diskussion 
über ein Einfrieren der Mieten für fünf 
Jahre ablesen. Erst als die „eigenen“ 
Wohnungsunternehmen dezent da-
rauf hinwiesen, dass dann die Woh-
nungen verfallen, weil sie nicht mehr 
saniert und ökologisch modernisiert 
werden, wurde die Debatte sachlicher.

Deutlich besser wäre es natürlich, 
dort in die Puschen zu kommen, wo 
der Neubau unter bürokratischen Pro-
blemen leidet. Die Zahl der Genehmi-
gungen ist in Berlin erneut zurückge-
gangen. Auch bei den landeseigenen 
Bauprojekten musste der Senat ein-
räumen, dass die eigenen Pläne nicht 
erreicht werden, weil die baurechtli-
chen Bedingungen komplizierter ge-
worden sind.

Alle Bauherren leiden darunter, 
dass es mit der Feuerleiter nicht mehr 
getan ist, sondern Extra-Treppenhäu-
ser gebaut werden müssen. Sie haben 
noch keine Antwort darauf, wie sie 
die energetischen Vorschriften, die 
daraus folgende Herausforderung der 
Schimmelbildung und zugleich nied-
rige Quadratmeterpreise unter einen 
Hut bringen sollen. Jeder Politiker 
sollte sich zudem fragen, was es mit 
der Bereitschaft zum Mietwohnungs-
bau macht, wenn etwa die Grund-
steuer nicht mehr auf die Mieten um-
gelegt werden soll. Was kurzfristig die 
Mieter entlasten könnte, verknappt 
mittelfristig das Angebot und macht 
die Mieten teurer.

Natürlich muss die Politik in der 
Sozialen Marktwirtschaft mit Wohn-
geld auf der einen und mit Stopp von 
Auswüchsen auf der anderen Seite 
eingreifen. Wo sich Vermieter mit 
fragwürdigen Methoden bereichern, 
sind Staatsanwalt und Gesetzgeber 
gefragt. Aber nicht mehr Planwirt-
schaft führt zur Problemlösung. Expe-
rimente mit Enteignungen machen das 
Problem am Ende nur größer. •
Der Beitrag gibt die persönliche Meinung  

des Autors wieder.

Von 
Gregor Mayntz  

Gregor Mayntz (59) arbeitet als 
Chefreporter im Berliner Hauptstadt-
büro der Rheinischen Post. Er promo-
vierte mit einer Dissertation über die 
Parlamentsberichterstattung.
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Gewählte Abgeordnete sind bei Abstimmungen als 
Träger des freien Mandats nur ihrem Gewissen ver-
pflichtet. Sie müssen keine Weisungen oder Auf-
träge beispielsweise von Parteien befolgen – auch 
wenn die Fraktionsdisziplin in der Realität das freie 
Mandat oft einschränkt. Das freie Mandat wird den 
Abgeordneten durch das Grundgesetz zugesichert. 
Im Gegensatz dazu steht das imperative Mandat: Es 
bindet den Abgeordneten an den Wählerwillen oder 
an die Weisungen der Partei oder Fraktion. Diese 
Form existierte in der Rätedemokratie in einigen re-
volutionären Regierungen, spielt aber in modernen 
Demokratien keine Rolle mehr. Die Mitglieder des 
Bundesrates verfügen übrigens weder über ein freies 
noch ein imperatives Mandat. Sie handeln – um den 
Interessen der Bundesländer Geltung zu verschaffen 
– nach einer einheitlichen, im Kabinett gemeinsam 
erarbeiteten Grundlinie.

der  
PolitikInsider

LEXIKON Freies und 
imperatives Mandat

Angst vor Altersarmut 
bei Selbstständigen

Hohe Arbeitskosten 
in Deutschland
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Neun von zehn Selbstständigen und Freiberuflern in 
Deutschland würden sich auch heute wieder selbst-
ständig machen. Und fast die Hälfte unter ihnen will 
auch nach dem Verkauf der eigenen Firma weiterhin 
selbstständig tätig bleiben (47 Prozent). Auf der ande-
ren Seite sorgen sich fast zwei Drittel um ihre finan-
zielle Absicherung im Alter (62 Prozent). Unter selbst-
ständigen Frauen spricht sogar jede Fünfte von „sehr 
großen Sorgen“. Die repräsentative Studie wurde 
von der Forschungsgruppe YouGov Deutsch-
land und der Quirin Privatbank durchge-
führt.

Die Arbeitskosten in Deutschland (35 Euro/ 
Arbeitsstunde) liegen nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes insgesamt satte 32 Pro-
zent über dem EU-Durchschnitt (26,60 Euro/
Arbeitsstunde). Damit liegt Deutschland auf 
Platz 6 der Skala. Spitzenreiter bei den Ar-
beitskosten ist Dänemark (44,70 Euro), auf 
dem letzten Platz liegt Bulgarien (5,30 Euro).

Ein detaillierter Blick in die Statistik zeigt: 
Im verarbeitenden Gewerbe, das besonders 
stark im internationalen Wettbewerb steht, 
kostete eine Arbeitsstunde in Deutschland 
2018 durchschnittlich 40,00 Euro. Beschränkt 
auf diesen Wirtschaftsbereich lag Deutsch-
land im EU-Vergleich auf Rang 4. Eine Stunde 
Arbeit in der deutschen Industrie war damit 
48 Prozent teurer als im EU-Durchschnitt 
(27,00 Euro). Bei den marktbestimmten 
Dienstleistungen lag Deutschland mit Ar-
beitskosten von 32,40 Euro pro Arbeitsstunde 
europaweit auf dem 9. Platz (22 Prozent über 
dem EU-Durchschnitt).

Arbeitskosten je geleisteter Arbeitsstunde in der Privatwirtschaft 2018*
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ENTEIGNUNGSDEBATTE

Wie Berlin den 
Sozialismus 
wiederentdeckt 
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Berlin hat ein Problem. Es wächst 
und hat nicht genug Wohnraum 
für seine neuen Einwohner. Des-
wegen steigen die Mieten. In den 
vergangenen zehn Jahren haben 
sie sich verdoppelt. Eine Initiative 
fordert die Vergesellschaftung von 
Wohnungen. Die Wohnungsgesell-
schaften stehen unter Druck.

Das RAW-Gelände im Bezirk Friedrichs-
hain-Kreuzberg ist eine der Partymeilen 
Berlins. Der Bezirk ist vor allem bei Tou-

risten und all jenen beliebt, die unbedingt in Berlin 
leben möchten. Berlin war für viele schon immer 
ein Sehnsuchtsort, aber in den Nullerjahren erlebte 
die Stadt ein neues Hoch, auch angestoßen durch 
den berühmt-berüchtigten „Arm aber sexy“-Aus-
spruch des einstigen Bürgermeisters Klaus Wowe-
reit. Über sexy kann gestritten werden, arm trifft 
aber zweifelsohne zu. Diese Armut hatte einen für 
viele Bewohner positiven Aspekt – spottbillige Mie-
ten. Wunderschöne Altbauwohnungen, zentral ge-
legen, für fast jeden Geldbeutel bezahlbar – das war 
durchaus eines der Berliner Erfolgsmodelle. Denn 
die günstigen Mieten lockten junge Menschen an, 
die oft gut ausgebildet waren und sich in der Haupt-
stadt verwirklichen wollten. Sie gründeten Unter-
nehmen und dank der günstigen Mieten hatten 
sie keinerlei Probleme, Mitarbeiter und Geschäfts-
räume zu finden. Ohne die günstigen Mieten gäbe 
es heute vielleicht kein Zalando, kein Rocket-Inter-
net, nicht die zahlreichen Co-Working-Spaces. Ohne 
die günstigen Mieten wäre Berlin heute nicht die 
Startup-Hauptstadt Deutschlands. 

Aber kein Fortschritt ohne Verlierer. Packten die 
Gründer von Zalando zu Beginn die Päckchen noch 
teilweise selbst in kleinen Büros in der Torstraße, 
baut der börsennotierte Konzern heute riesige Bü-
rokomplexe direkt bei der Eastside-Gallery für seine 
etwa 6000 Mitarbeiter. Im gleichen Zeitraum haben 
sich die Mieten in Berlin fast verdoppelt. 

Berlin – Stadt der Demonstrationen 
Berlin wäre nicht Berlin, wenn es dagegen keinen Wider-
stand gäbe. Es ist ein sonniger Samstagvormittag im Mai, 
und ein Bündnis aus verschiedenen Bürgerinitiativen und 
Verbänden hat zur Demonstration gegen die steigenden 
Mieten aufgerufen. Der Ort der Kundgebung ist eine 
Straße direkt neben dem RAW-Gelände. Hier konnte der 
Berliner einst einer seiner liebsten Beschäftigungen nach-
gehen: am Wochenende ordentlich feiern gehen. Dann 
kamen die Touristen und Drogendealer. Der Ort geriet in 
Verruf. So richtig schlimm wurde es aus Sicht vieler Berliner 
aber 2015. Damals wurde ein großer Teil des Geländes von 
einem Investor aufgekauft. Der will dort natürlich bauen, 
was wiederum den Ansässigen nicht passt und die Politik 
überfordert. Die reagiert dann mit ihrem Lieblingsinstru-
ment: Sie verhängt einen Schutzstatus. Dieser gilt dann für 
einige Jahre. Während dieser Zeit darf meist nicht gebaut 
werden und die Beteiligten suchen nach einer Lösung. 

Teil dieser Lösungsfindung sind in Berlin immer auch 
Demonstrationen und Kundgebungen, bei denen Anwoh-
ner oder andere Betroffene erklären, was ihnen nicht passt. 
Dabei wundert ein wenig, wer hier eigentlich demons-
triert. Es sind junge, zugezogene Menschen. Viele haben 
studiert, fast alle haben einen Abschluss. Die meisten sind 
hierher gezogen, um zu arbeiten und sich zu verwirklichen. 
Zum Beispiel Tom. Er ist 24 Jahre alt, Veranstaltungstech-
niker und wohnt seit drei Jahren in der Hauptstadt. Auf 
die Frage, ob er als Zugezogener mit fester Anstellung und 
akzeptablem Einkommen nicht auch Teil des Problems sei, 
blickt er überrascht auf. „Nein, ich bin nicht Teil des Prob-
lems. Das Problem sind Investoren, die mit dem Recht auf 
Wohnen Geld verdienen wollen.“ Aber sind es nicht die 
Zugezogenen, die die Alteingesessenen vertreiben, da sie 
bereit sind, höhere Mieten zu zahlen? „Ich bin trotzdem 
kein Gentrifizierer. Außerdem engagiere ich mich ja da-
gegen, zum Beispiel hier auf der Demo“, entgegnet Tom. 

Helge Peters ist einer der Sprecher 
der Initiative „Deutsche Wohnen 
& Co.“ enteignen

Marko Rosteck ist Pressespre-
cher bei der Wohnungsgesell-
schaft Deutsche Wohnen SE
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Nicht so in Berlin. Denn während die Mieten steigen, 
stagnieren Gehälter und Löhne. Das real verfügbare 
Pro-Kopf-Einkommen in der Hauptstadt stieg zwischen 
2000 und 2016 um gerade einmal 1,3 Prozent. Zum Ver-
gleich: In Hamburg waren es im gleichen Zeitraum 6,3 
Prozent, in München 4,8 Prozent. Die Berliner geben im 
Durchschnitt 46 Prozent ihres Einkommens für Wohnen 
und Mieten aus. Das entspricht fast jedem zweiten ver-
dienten Euro. Experten empfehlen, maximal ein Drittel des 
Einkommens in die Miete zu investieren. In einer Stadt, in 
der 85 Prozent der Einwohner zur Miete leben, überrascht 
es dann wenig, dass die Forderung nach Vergesellschaf-
tung großer Wohnungsgesellschaften in Berlin so popu-
lär ist. Helge Peters wird grundsätzlich: „Wir werden den 
Wählerinnen und Wählern in Berlin eine Frage stellen: Was 
ist ihre Wohnung eigentlich? Ist es ihr Zuhause oder ist es 
ein Finanzprodukt? Geht es darum, zu wohnen, oder geht 
es darum, Geld für einen Investor zu machen? Bei 85 Pro-
zent Mietern in dieser Stadt glaube ich zu wissen, wie diese 
Frage beantwortet wird.“ 

Bauen, bauen, bauen 
Marko Rosteck, der Pressesprecher der Deutschen Wohnen, 
kann darüber nur den Kopf schütteln: „Die ganze Debatte 
hat mittlerweile so eine hohe Aufmerksamkeit, dass wir 
auch häufiger von ausländischen Journalisten kontaktiert 
werden. Die können gar nicht begreifen, wie Berlin, eine 
Stadt die vor 30 Jahren den Sozialismus überwunden hat, 
heute Enteignungsdebatten führen kann.“ Aus seiner Sicht 
wollen die Aktivisten keine sachliche Debatte führen, son-
dern eine Grundsatzfrage stellen. Er verweist auf den Mie-
tendeckel. Damit will der Berliner Senat die Mieten in der 
Stadt für fünf Jahre einfrieren. „Die Ankündigung des Mie-
tendeckels hatte keinerlei Auswirkungen auf die Forderun-
gen der Aktivisten. Das legt den Verdacht nahe, dass es hier 
weniger um die Berliner Mieter oder um mehr Gerechtigkeit 
auf dem Wohnungsmarkt geht, sondern um grundsätzliche 
gesellschaftspolitische Ziele“, sagt Rosteck. Den Mietende-
ckel sieht auch Christian Gräff, Landesvorsitzender der MIT 
Berlin und bau- und wohnungspolitischer Sprecher der 
CDU-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus, kritisch: „Die 
undifferenzierte Debatte um einen Mietendeckel schadet 
den nachhaltig orientierten Vermietern.“ Energetische  
Sanierung und altersgerechter Umbau von Wohnungen  
würden in Berlin nicht mehr stattfinden. „Damit ist das  
eigentliche Ziel der Linken in der Stadt erreicht worden: 
Berlin zu einer Insel zu machen.“ Gräff und die CDU-Frak-
tion fordern einen runden Tisch für stabile Mieten und 
Wohnungsneubauten. Tatsächlich würde die Vergesell-
schaftung der Wohnungsgesellschaften keine einzige neue 
Wohnung schaffen. Die Deutsche Wohnen will schon lange 
in Berlin bauen: „Wir haben ein Grundstück in Charlotten-
burg, das wir bebauen wollen. Wir warten aber seit sechs 
Jahren auf eine Baugenehmigung“, sagt Rosteck. Die Deut-

Als Gentrifizierung wird die innerstädtische Verdrängung 
einkommensschwächerer Haushalte durch wohlhaben-
dere Haushalte bezeichnet. Auch ein Grüppchen von fünf 
Demonstranten muss bei der Frage zunächst lachen. Dann 
stimmen sie aber durchaus zu. Ja, wer nach Berlin zieht und 
bereit ist, hohe Mieten zu zahlen, sei Teil des Problems. 
„Aber soll man jetzt einfach verbieten, nach Berlin zu zie-
hen? Das wäre auch Quatsch. Wir möchten hierher ziehen 
können, ohne andere dadurch zu vertreiben.“

Den Sozialismus in seinem Lauf… 
Die Debatte um Mietpreise wird in Berlin schon seit eini-
gen Jahren geführt. Bundesweite Aufmerksamkeit erhielt 
sie durch das Volksbegehren „Deutsche Wohnen & Co ent-
eignen“. Helge Peters ist einer der Sprecher des Volksbe-
gehrens. Er ist 35 Jahre alt, promovierter Geograph und lebt 
in Neukölln. Die Lage des Wohnungsmarktes in Neukölln 
beschreibt Peters so: „In anderen Bezirken, beispielsweise 
Prenzlauer Berg, sind die Verdrängungsprozesse schon wei-
ter fortgeschritten. Auch in Neukölln merken wir, dass die 
Einschläge näher kommen.“ In Zahlen ausgedrückt: Zwi-
schen 2007 und 2018 stiegen die Mieten in Neukölln um 
rund 150 Prozent. Allerdings: Im europäischen Vergleich lie-
gen Berlins Mieten – immerhin eine Metropole in einem der 
reichsten Länder der Welt – gerade einmal im Mittelfeld. In 
London, Paris oder Stockholm werden teils doppelt so hohe 
Mieten gezahlt. Und trotz der rasanten Steigerung wohnt 
man in Berlin auch heute noch billiger als in München oder 
Hamburg. Statt von einer Krise des Berliner Mietmarktes 
könnte man also auch von einer Normalisierung sprechen. 
Die Nachfrage bestimmt den Preis, und Großstädte sind  
derzeit eben teurer als das Umland. Im Gegenzug werden 
aber auch höhere Gehälter bezahlt. 

Enteignung oder Vergesellschaftung – 
was ist der Unterschied? 

Enteignungen sind in Artikel 14 des Grundgesetztes 
geregelt. Sie sind nur zum Wohle der Allgemeinheit 
zulässig und müssen entschädigt werden. Die Höhe 
der Entschädigung bemisst sich an den Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten. Im Streitfall 
steht es den Betroffenen zu, vor Gericht zu ziehen. 
Enteignungen werden in Deutschland meist dann 
vorgenommen, wenn damit Infrastrukturprojekte 
realisiert werden können. 
Die Vergesellschaftung wird in Artikel 15 des 
Grundgesetzes geregelt. Dort heißt es: „Grund und 
Boden, Naturschätze und Produktionsmittel können 
zum Zwecke der Vergesellschaftung […] in Gemein-
gut oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft 
überführt werden.“ Auf diesen Artikel berufen sich 
die Initiatoren des Volksbegehrens. Artikel 15 wurde 
in der Geschichte der Bundesrepublik allerdings 
noch nie angewandt. Ob er als rechtliche Grundlage 
zur Vergesellschaftung der Wohnungsgesellschaften 
ausreicht, muss sich erst zeigen.
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sche Wohnen und der Bezirk Charlottenburg hätten lange 
verhandelt und mehrere Vereinbarungen getroffen. „Die 
Bezirksverwaltung ging dann zur Politik. Die war mit den 
Ergebnissen nicht einverstanden, und dann musste das ge-
samte Paket erneut aufgeschnürt werden. Das ist ein gro-
ßes Problem in Berlin: In die Baugenehmigungsverfahren 
werden immer auch politische Forderungen eingemischt. 
Dadurch werden Verfahren verlangsamt und die Baukos-
ten steigen“, berichtet er. 

Fehlende Wohnungen sind tatsächlich das Hauptprob-
lem in Berlin. Gäbe es mehr sozialen Wohnungsbau, wäre 
der Mietmarkt nicht so überheizt. Berlin hat unter Klaus 
Wowereit zehntausende Sozialwohnungen verkauft, in der 
Annahme, das Wachstum der Stadt werde künftig stagnie-
ren. Es kam anders. Das ist auch einer der Vorwürfe, die der 
Initiative „Deutsche Wohnen & Co. enteignen“ oft gemacht 
werden: Enteignungen schaffen nun mal keine neuen Woh-
nungen. Helge Peters sagt, dass es der Initiative darum 
auch nicht gehe: „Vergesellschaftung soll keine neuen 
Wohnungen schaffen. Sie soll Verdrängung beenden. Na-
türlich sollen auch wieder mehr Wohnungen gebaut wer-
den. Wir wollen aber zunächst die dramatische soziale 
Säuberung Berlins aufhalten.“ Peters zitiert eine Studie 
der Berliner Humboldt Universität. Die kam zu dem Er-
gebnis, dass 20 Prozent der Umzüge in Berlin nicht frei-
willig sind, sondern die Folge von Verdrängung, etwa 
durch steigende Mieten. Dies könne laut Peters 
auch nicht im Interesse mittelständischer Unter-
nehmen sein. Eine Umfrage der IHK Berlin kam zu 

dem Ergebnis, dass 80 Prozent der Berliner IHK-Mitglieder 
Vergesellschaftungen ablehnen. „Im Umkehrschluss heißt 
das aber, dass 20 Prozent sich durchaus eine Vergesell-
schaftung vorstellen können. Es leiden ja auch kleinere Un-
ternehmen unter den Mietsteigerungen, entweder weil sie 
selbst betroffen sind oder weil sie Schwierigkeiten haben, 
Mitarbeiter zu finden“, folgert Peters. 

Marko Rosteck von der Deutschen Wohnen ist sich in 
einer Sache sicher: „Die Lage wird sich weiter zuspitzen, 
wenn man die Trendwende zu mehr Wohnungen nicht 
schafft.“ Er würde sich wünschen, dass in Berlin „mit der 
gleichen Leidenschaft, mit der jetzt die Wohnungsgesell-
schaften bekämpft werden, für den Neubau von Wohnun-
gen gekämpft wird. Wir müssen diese Debatte pragmati-
scher und kooperativer führen.“ •

Micha Knodt
Volontär
knodt@mit-bund.de

Entwicklung der Mieten pro Quadratmeter 
in verschiedenen Großstädten von 2008 – 2018

Stadt 1. Halbjahr 2008 1. Halbjahr 2018 Veränderung zu 2018

Berlin 5,60 € 11,40 € 104 %

Bremen 6,20 € 8,20€ 32 %

Dortmund 5,20 € 7,00 € 35 %

Dresden 5,50 € 7,40 € 35 %

Düsseldorf 7,50 € 10,20 € 36 %

Essen 5,60 € 6,80 € 21 %

Frankfurt am Main 9,70 € 13,80 € 42 %

Hamburg 8,00 € 11,90 € 49 %

Hannover 5,80 € 8,80 € 52 %

Köln 8,20 € 10,70 € 30 %

Leipzig 4,80 € 6,50 € 35 %

München 11,10 € 17,90 € 61 %

Nürnberg 6,50 € 10,00 € 54 %

Stuttgart 8,70 € 12,30 € 41 %
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Nach Mütterrente, Rente mit 63, Erwerbsminderungsrente und doppelter Halte-
linie laboriert die Große Koalition jetzt an einer Grundrente. Während Arbeits-
minister Hubertus Heil seinen Wahlkampf-Bluff mit Luftbuchungen und nicht 
vorhandenen Steuereinnahmen kalkuliert, bleibt die wichtigste Frage weiter offen: 
Wie kann das Rentensystem grundlegend auf sichere Füße gestellt werden? 

Den 1. Juli werden sich viele 
Rentner dick im Kalender 
eingetragen haben. Dann 

nämlich erhalten die rund 21 Millio-
nen Rentner in Deutschland spürbar 
höhere Bezüge. In Westdeutschland 
legen die Renten um 3,18 Prozent zu, 
im Osten sogar um 3,91 Prozent. Wie 
schon in den vergangenen Jahren 
profitieren die Rentner von der guten 
Lage am Arbeitsmarkt und von deut-
lichen Lohnsteigerungen. 

Die Kehrseite jedoch ist: Die stei-
genden Renten werden zur zunehmen-
den Belastung für alle Steuerzahler. 
Laut neuem Finanzplan des Bundes 
wird der Zuschuss zur gesetzlichen 
Rentenversicherung massiv ansteigen, 
bis zum Jahr 2023 auf jährlich 114 Mil-
liarden Euro. Das wären 16 Milliarden 
Euro mehr als im laufenden Jahr. 

Angesichts einer wachsenden Zahl 
an Rentnern und bereits beschlosse-
ner Milliardenprojekte der Großen 
Koalition – unter anderem Rente mit 
63, Mütterrente, Rentenangleichung 
Ost-West – verwundert das nicht. Bis 
2023 werden die Sozialausgaben den 
Rekordwert von fast 200 Milliarden 
Euro pro Jahr erreichen. Das heißt: 53 
Prozent der Steuereinnahmen werden 

dann für Soziales ausgegeben. Und 
davon wiederum mehr als die Hälfte 
für die Rente.

Bis zu 447 Euro mehr
Dabei ist der pünktlich zur Europawahl 
eingebrachte Gesetzentwurf für eine 
Grundrente noch nicht einkalkuliert. 
Das Konzept, das Arbeitsminister Hu-
bertus Heil (SPD) als „Respekt-Rente“ 
bemäntelt, sieht eine Aufwertung der 
Renten von rund drei Millionen Ge-
ringverdienern mit mindestens 35 Bei-
tragsjahren vor. Auch Teilzeitarbeit 

sowie Kindererziehungs- und Pflege-
zeiten zählen mit. Dies war von Union 
und SPD im Koalitionsvertrag verein-
bart worden. Dort heißt es allerdings 
unmissverständlich: „Voraussetzung 
für den Bezug der Grundrente ist eine 
Bedürftigkeitsprüfung.“ Auf diese 
Prüfung verzichtet Heil nun aber. 
Jeder, der 35 Jahre lang Beiträge ge-
zahlt hat, Kinder erzogen oder Ange-
hörige gepflegt hat, soll automatisch 
eine Aufstockung erhalten – um bis zu 
448 Euro im Monat, gleich ob er ver-
mögend ist, einen vermögenden oder 
gut verdienenden Partner hat oder 
in Teilzeit dazuverdient hat. Wer sich 
dagegen in Vollzeit über Jahrzehnte 

eine Rente erarbeitet hat, die 
knapp über der Grundsicherung 

liegt, bekommt nichts dazu. 
Rechtsprofessor Heinz-Diet-

rich Steinmeyer von der Uni-
versität Münster kommt 
in einem Gutachten daher 
zu dem Ergebnis, dass der  
Gesetzentwurf das Äquiva-
lenzprinzip der Rentenver-
sicherung verletzt: Zwischen 
den eingezahlten Beiträgen 
und den später ausgezahl-
ten Leistungen müsse es 

ZUKUNFT DER ALTERSVORSORGE

Ist die Rente noch 
zu retten?
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eine Gleichwertigkeit geben. Der  
renommierte Jurist schreibt, der Ent-
wurf schieße „in verfassungswidriger 
Weise über das Ziel hinaus“. 

Kostenexplosion droht
Nach Berechnungen des Arbeitsmi-
nisteriums kostet die Grundrente im 
ersten Jahr (2021) rund 3,8 Milliarden 
Euro. Bis 2025 steigen die Kosten auf 
4,8 Milliarden Euro pro Jahr. In Summe 
sind das rund 21,5 Milliarden Euro.  
Experten erwarten dagegen wesent-
lich höhere Beträge. Professor Bernd 
Raffelhüschen von der Universität 
Freiburg geht von Mehrkosten um 
rund sieben Milliarden Euro bereits 
im ersten Jahr aus. Bis 2025 würden 
diese auf 8,3 Milliarden Euro jährlich 
ansteigen. „Damit liegen die tatsächli-
chen Kosten der Grundrente um mehr 
als zwei Drittel über der politischen 
Projektbewerbungskalkulation des 
Ministers. Das ist eine unverantwort-
liche Irreführung der Steuer- und Bei-
tragszahler“, sagt Raffelhüschen.

Auch der Bund der Steuerzahler 
ist skeptisch. „Der finanzielle Kollate-
ralschaden für die Steuerzahler wäre 
immens, weil die Grundrente in dieser 
Form weit über das gewollte Ziel hin-
ausschießen würde“, teilt der Verband 
mit. „Bei einer Grundrente fehlen mir 
konkrete Finanzierungszahlen einer-
seits und ein nachhaltiges Gesamt-
konzept andererseits“, so Verbands-
präsident Rainer Holznagel.

Finanzierung schöngerechnet?
Wie das Milliardenprojekt finanziert 
werden soll, bleibt unklar. Ursprüng-
lich war vereinbart, das Projekt kom-

plett aus Steuermitteln zu bezahlen. 
Wegen der angespannten Haushalts-
lage planten Heil und SPD-Finanzmi-
nister Olaf Scholz Berichten zufolge 
sogar, zunächst auf die Rentenrück-
lage zurückzugreifen. Dagegen regten 
sich heftige Proteste von Union, FDP 
und Grünen. Der jetzt vorliegende 
Gesetzentwurf sieht immerhin eine 
Finanzierung größtenteils aus Steuer-
mitteln vor – die aber bislang weder 
beschlossen noch in der mittelfristi-
gen Finanzplanung eingeplant sind. Es 
ist nicht einmal eine politische Mehr-
heit dafür absehbar: So plant Heil zum 
einen mit noch gar nicht vorhandenen 
Steuermehreinnahmen durch eine von 
ihm vorgeschlagene Anhebung des re-
duzierten Mehrwertsteuersatzes auf 
Hotel-Übernachtungen. Zum anderen 
kalkuliert der Minister mit einer noch 
einzuführenden Finanztransaktions-
steuer. Dabei sah das SPD-Europa-
wahlprogramm vor, dass die Einnah-
men dieser Steuer der EU zufließen 
sollen. 

„Im Arbeits- und Sozialministerium 
werden die Kosten der Grundrente  
offenbar künstlich kleingerechnet, ihre 
Finanzierung hingegen schöngerech-
net – und das zu Lasten der anderen 
Zweige der Sozialversicherung“, argu-
mentiert Raffelhüschen. „Ungerecht, 
unsolide und unseriös“, nannte der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Andreas Jung, die Pläne. Der Entwurf 
enthalte „eine Ansammlung von Luft-
buchungen.“ Der Haushaltssprecher 
der Unionsfraktion Eckhardt Rehberg 
sagte: „Mit allen Tricks sollen über vier 
Milliarden Euro zusammengekratzt 

werden: Steuererhöhungen, diffuse 
Einsparungen und Anzapfen der So-
zialversicherungskassen.“ Die Union, 
das bekräftigten sowohl CDU-Vorsit-
zende Annegret Kramp-Karrenbauer 
als auch CSU-Chef Markus Söder, hält 
an der Bedürftigkeitsprüfung fest. 

Die Jungen müssen zahlen
Wie der Streit auch ausgehen mag, ab 
dem kommenden Jahr müssen Steu-
erzahler mit deutlich steigenden Be-
lastungen rechnen. Das liegt auch an 
dem von der Großen Koalition erst im 
vergangenen Jahr beschlossenen Ren-
tenpaket, das neben der Ausweitung 
der Mütterrente, Verbesserungen 
für krankheitsbedingte Frührentner 
und einer Entlastung von Geringver-
dienern bei den Sozialabgaben auch 
die „doppelte Haltelinie“ beinhaltet. 
Danach soll bis 2025 ein Sicherungs-
niveau von 48 Prozent nicht unter-
schritten und ein Beitragssatz von 20 
Prozent nicht überschritten werden. 
Kostenpunkt des Rentenpakets: Rund 
32 Milliarden Euro bis 2025. Aufkom-
men müssen dafür die kommenden 
Generationen, denen immer mehr 
Ältere gegenüberstehen. Während 
2015 auf 100 Menschen im erwerbstä-
tigen Alter 35 Rentner kamen, werden 
es nach Prognosen des Statistischen 
Bundesamtes im Jahr 2035 schon 47 
Rentner sein.

Dazu kommt: Die Große Koalition 
schnürt ihre milliardenschweren Pa-
kete in einer konjunkturell wie poli-
tisch unsicheren Zeit. Nach zehn Jah-
ren unentwegten Aufschwungs trübt 
sich die Wirtschaftslage derzeit welt-
weit ein. Kippt die Konjunktur ganz 
und Deutschland schlittert in eine re-
zessive Phase, könnte es sich rächen, 
dass die Politik enorme Summen für 
immer neue Rentenversprechungen 
verplant hat. Erst im Mai mussten 
die Steuerschätzer der Bundesregie-
rung die erwarteten Staatseinnah-
men deutlich nach unten korrigieren. 
Ebenso senkte die Bundesregierung 
die Wachstumsprognose für das lau-
fende Jahr mehrmals nach unten.

„Der finanzielle Kollateralschaden für die 
Steuerzahler wäre immens, weil die  
Grundrente in dieser Form weit über das 
gewollte Ziel hinausschießen würde.“

Bund der Steuerzahler
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Die Maßnahmen verwundern auch 
deshalb, da die Bundesregierung vor 
einem Jahr eigens eine Rentenkom-
mission eingerichtet hat. Das Exper-
tengremium soll bis Frühjahr 2020 
Vorschläge machen, wie das Renten-
system für die Zeit ab 2025 auf Dauer 
finanzierbar bleibt – dann, wenn die 
Generation der Babyboomer in den 
Ruhestand geht. 

Vorsorge als Staatsaufgabe?
Wie kann das Rentensystem also auf 
sichere Füße gestellt werden? Die 
führenden deutschen Wirtschaftsfor-
schungsinstitute entwarfen im ver-
gangenen Jahr drei unpopuläre Sze-
narien: Steuererhöhungen, längeres 
Arbeiten oder 500 000 Zuwanderer 
pro Jahr. Denn es sei „kaum vorstell-
bar, dass sich die versprochenen Maß-
nahmen ohne eine substanzielle Erhö-
hung des Renteneintrittsalters über 
67 Jahre hinaus oder substanzielle 
Steuererhöhungen finanzieren las-
sen“, schrieben die Forscher in ihrem 
Frühjahrsgutachten. 

Eine weitere Möglichkeit bestünde 
darin, die Erwerbsbeteiligung der Be-
völkerung zu erhöhen. Etwa, indem 

mehr Zuwanderer in den Arbeits-
markt integriert werden, mehr Frauen 
in Vollzeit arbeiten oder weniger Men-
schen in Frührente geschickt werden. 
Hier macht Deutschland nach Ein-
schätzung der OECD Fortschritte: 
Seit 2000 sei die Quote der erwerbs-
tätigen 55- bis 64-Jährigen um rund  
30 Prozentpunkte angestiegen. 

Letztlich wird es aber nicht ausrei-
chen, nur an den Stellschrauben der 
gesetzlichen Rente zu drehen. Eine im 
Mai veröffentlichte Studie des Versor-
gungswerks „MetallRente“ alarmiert: 
Unter den 17- bis 27-Jährigen glauben 
mittlerweile fast 20 Prozent, dass der 
Staat allein für die Altersvorsorge ver-
antwortlich ist. Lediglich ein Drittel 
der Befragten spart regelmäßig für 
das Alter. „Die öffentliche Debatte 
konzentriert sich zu einseitig auf die 
erste Säule der Altersversorgung, die 
staatliche Rentenversicherung“, be-
klagt MIT-Bundesvorsitzender Cars-
ten Linnemann. Die zweite und dritte 
Säule hingegen, die betriebliche und 
die private Altersvorsorge, würden 
zunehmend aus dem Blickfeld gera-
ten. „Da müssen wir gegenhalten.“ 
Zur Stärkung der betrieblichen Alters-

vorsorge spricht sich die MIT bei-
spielsweise für eine Entlastung der 
Bezieher von Betriebsrenten aus. Sie 
sollen auf ihre Direktversicherungen 
künftig nur noch den halben Beitrag 
zur Kranken- und Pflegeversicherung 
zahlen. Seit 2004 müssen Betriebs-
rentner sowohl den Arbeitgeber- als 
auch den Arbeitnehmeranteil tragen. 
Einen entsprechenden Antrag zur 
Abschaffung dieser Doppelverbei-
tragung hat der CDU-Parteitag Ende 
2018 angenommen. Betroffen sind 
davon bundesweit rund sechs Millio-
nen Betriebsrentner. Zudem soll die 
bisherige Freigrenze, ab der Betriebs-
renten beitragspflichtig werden, in 
einen finanziell attraktiveren Frei-
betrag umgewandelt werden. „Damit 
würden wir alle Betriebsrentner ent-
lasten, die heute Beiträge zahlen, und 
die Attraktivität der betrieblichen 
Altersvorsorge würde insgesamt er-
höht“, so Linnemann. 

Bürgerfonds und Co.
Und die dritte Säule? Im internatio-
nalen Vergleich gelten vor allem sol-
che Systeme der privaten Altersvor-
sorge als erfolgreich, die über eine 

Der von Bundesarbeits-
minister Hubertus Heil 
(SPD) vorgelegte Ent-
wurf für eine Grund-
rente würde abermals 
Milliarden kosten – 
und die ohnehin schon 
belastete Rentenkasse 
noch tiefer in die roten 
Zahlen bewegen. 
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starke kapitalgedeckte Komponente 
verfügen. Die Niederlande oder Groß-
britannien setzen etwa auf ein Misch-
system aus umlagefinanzierter und ka-
pitalgedeckter Rente. Schweden und 
Norwegen verfügen über erfolgreiche 
staatliche Pensionsfonds, die in Aktien 
und Anleihen investieren. 

Auf solch ein Modell setzt auch das 
Ifo-Institut. Die Wirtschaftsforscher 
schlagen einen „Deutschen Bürger-
fonds“ zur Vermögensbildung vor. Die 
Idee: Der Staat nutzt seine gute Boni-
tät, um günstig Geld zu leihen, das er 
gewinnbringend anlegt. Die Differenz 
zwischen Kreditzinsen und Rendite 
zahlt der Staat den Bürgern aus, ähn-
lich einer Lebensversicherung. „Da die 
Bürger selbst keine zusätzlichen Ein-
zahlungen aus ihrem Einkommen leis-
ten müssten, um das Vermögen aufzu-
bauen, ist der ‚Deutsche Bürgerfonds‘ 
vor allem für Menschen interessant, 
die wenig verdienen“, sagt Ifo-Präsi-
dent Clemens Fuest. Er rechnet vor: 
Würde der Staat fortan jährlich 0,5 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für 
alle Erwerbsfähigen anlegen, ergäbe 
das bei einer durchschnittlichen Ren-
ditedifferenz von zwei Prozentpunk-

ten nach 50 Jahren einen Ertrag von 
gut 16.000 Euro pro Kopf. Finanziert 
würde das durch langsameren Staats-
schuldenabbau. 

Der Unterschied zu den Fonds in 
Norwegen und Schweden: Dort leis-
ten die Bürger eigene Beiträge und 
können aus verschiedenen Fonds wäh-
len. Wer sich nicht entscheidet, zahlt 
automatisch in einen Standardfonds 
ein. An diesem Modell orientiert sich 
die „Deutschland-Rente“ der schwarz- 

grünen-Koalition in 
Hessen. Danach soll 
jeder, der nicht über 
ausreichend be-
triebliche Altersver-
sorgung verfügt, in 
eine private Alters-
vorsorge einbezogen 
werden – es sei denn, 
er widerspricht. Eine 
ebenfalls staatlich or-
ganisierte Alternative 
haben die Verbraucher-
zentralen vorgeschlagen. 
Bei ihrer „Extrarente“ las-
sen sich Arbeitnehmer ihre 
Einzahlungen automatisch vom 
Gehalt abziehen. Das Geld soll vor 
allem in Aktien angelegt werden. Pri-
vate Fondsmanager sollen das Geld 
dann schrittweise in risikoärmere  
Anlagen umschichten. 

Bringt Politik den Mut auf?
Die Krux an all diesen Vorschlägen: 
Die Aktienkultur ist bei den Deut-
schen, die selbst in Nullzinsphasen 
aufs Sparbuch setzen, von Angst und 
Unwissen geprägt. Zudem würde die 
Verantwortung zur Vorsorge vom  

Bürger auf den Staat beziehungsweise 
Fondsmanager weitergeschoben. Wel-
chen Anreiz hätten Bürger also, selbst 
vorzusorgen? Die Versicherungswirt-
schaft warnt zudem vor einer Wett-
bewerbsverzerrung.

MIT-Chef Linnemann zeigt sich 
zwar offen dafür, Vorschläge wie den 
Bürgerfonds zu prüfen. Übergeordne-
tes Ziel müsse es aber weiterhin sein, 
mehr Anreize zur privaten Vorsorge 
zu setzen und bürokratische Hürden 

abzubauen. Die MIT schlägt deshalb 
eine umfassende Reform der priva-
ten Zulagenrente („Riester“) vor. Die 
Möglichkeit einer Zulagenrente soll 
dazu auf alle steuerpflichtigen Er-
werbstätigen ausgeweitet werden, 
also auch auf Selbstständige und Frei-
berufler. Die Gewährung der Zulagen 
soll vollständig automatisiert über die 
Finanzverwaltung erfolgen. Der bishe-
rige komplizierte und fehleranfällige 
Zulagenantrag würde damit entfallen. 

Welche Vorschläge die Renten-
kommission letztlich aufgreift – und 
ob sie überhaupt ein mutiges Ge-
samtkonzept vorlegen wird –, bleibt 
fraglich. Ökonom Raffelhüschen sieht 
das Problem weniger in der Renten-
kommission, sondern vielmehr in der 
Politik insgesamt. Denn wenn das Ex-
pertengremium der Bundesregierung 
im Frühjahr 2020 ihren Abschlussbe-
richt auf den Tisch legt, ist die nächste 
Bundestagswahl nicht weit. „Dass die 
Politik dann den Mut aufbringt, rich-
tige, aber unpopuläre Weichenstel-
lungen auch umzusetzen, ist wenig 
wahrscheinlich bis ausgeschlossen 
– und wenn die Rente im Wahlkampf 
gelandet ist, wurde es bis jetzt immer 
teuer.“ •

Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de

„Dass die Politik dann den Mut aufbringt, 
richtige, aber unpopuläre Weichenstellungen 
auch umzusetzen, ist wenig wahrscheinlich 
bis ausgeschlossen.“ Professor Bernd Raffelhüschen
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Der Europäische Gerichtshof hat entschieden: Arbeitgeber müssen in Zukunft 
die Arbeitszeiten aller Angestellten systematisch erfassen. Das Urteil geht an 
der Realität vorbei. Statt mehr Bürokratie braucht es mehr Flexibilität.

seinen Mitarbeitern machen sollte“, 
sagt Peer-Robin Paulus vom Verband 
der Familienunternehmer. Auch der 
Arbeitgeberverband BDA fordert, dass 
die Entscheidung keine Nachteile für 
Arbeitnehmer mit sich bringen dürfe, 
die schon heute flexibel arbeiten.  
Dagegen begrüßte Annelie Bunten-
bach, Vorstandsmitglied des Deut-
schen Gewerkschaftsbunds (DGB), 
das Urteil: „Das Gericht schiebt der 
Flatrate-Arbeit einen Riegel vor – rich-
tig so.“ Die Anzahl unbezahlter Über-
stunden bewege sich in Deutschland 
seit Jahren auf einem inakzeptabel 
hohen Niveau. „Die Flexibilität wird 
darunter absolut nicht leiden“, glaubt 
Buntenbach, „ganz im Gegenteil: Statt 
mit der Stechuhr könnte man heutzu-
tage schließlich per Smartphone und 
App die Arbeitszeit dokumentieren.“ 
Bei der konkreten Umsetzung aber 
drohen Schwierigkeiten. Gilt eine 
Abendveranstaltung zur Kontakt-
pflege grundsätzlich als Arbeitszeit? 
Wie wird die Arbeitszeit einer For-
scherin berechnet, die über Monate 
hinweg über ein Problem nachdenkt? 
Auch Home-Office oder Außendienst 
müsste nach dem Urteil künftig regis-
triert werden. Wird abends noch eine 
E-Mail gelesen, müsste auch das als 
Arbeitszeit erfasst werden.

F ür Rita van Döllen-Mokros 
kommt das Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) 

wie aus einer anderen Welt: „Diese 
Entscheidung passt nicht in die Ar-
beitswelt von heute. Die Realität ist 
doch, dass sich Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber heute mehr Flexibilität 
wünschen“, sagt die Architektin und 
MIT-Kreisvorsitzende aus Oldenburg. 
Die Unternehmerin führt in zweiter 
Generation ein Architekturbüro mit 
fünf Mitarbeitern. „Wir kommen seit 
mehr als 50 Jahren auch ohne Stech-
uhr aus. Die Arbeitszeit mit gegensei-
tigem Vertrauen hat immer geklappt.“ 

EU-Staaten müssen Urteil  
umsetzen
Nach dem EuGH-Urteil sollen Arbeit-
geber wie van Döllen-Mokros ver-
pflichtet werden, die gesamte Arbeits-
zeit ihrer Beschäftigten systematisch 
zu erfassen. Das Urteil muss von allen 
EU-Ländern umgesetzt werden, ent-
schieden die obersten EU-Richter 
Mitte Mai in Luxemburg. Ihrer Argu-
mentation nach ließe sich nur über 
ein „objektives, verlässliches und zu-
gängliches System“ überprüfen, ob 
gesetzliche Arbeitszeiten überschrit-
ten würden. Wie die einzelnen Länder 
das gestalten, soll ihnen überlassen 

ARBEITSZEITERFASSUNG

Kommt jetzt die 
StechuhrPflicht? 

Rita van Döllen-Mokros betreibt 
ein Architekturbüro mit fünf Mitarbei-
tern: „Mir ist nicht wichtig, wann die 
Arbeit erbracht wird. Entscheidend ist, 
dass sie erbracht wird.“

werden. Es sei erlaubt, auf Besonder-
heiten eines Tätigkeitsbereichs und 
Eigenheiten des Unternehmens, etwa 
der Größe, einzugehen.  

Familienunternehmer warnen
Vor einer kompromisslosen Umset-
zung warnen deshalb auch die Fami-
lienunternehmer: „Das Urteil ist eine 
Zeitreise in die Vergangenheit. Eine 
Eins-zu-eins-Umsetzung in deutsches 
Recht würde alles auf den Kopf stellen, 
was ein modernes Unternehmen mit 
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Bürokratiewelle droht
Für Unternehmen würde das vor allem 
eines bedeuten: mehr Bürokratie. Der-
zeit müssen Arbeitgeber in Deutsch-
land nur die Arbeitszeit erfassen, die 
über acht Stunden am Tag hinaus-
gehen. Dazu kommt die Arbeitszeit 
an Sonn- und Feiertagen sowie Auf-
zeichnungspflichten zur Kontrolle des 
Mindestlohns. Der Arbeitsrechtsex-
perte Holger Schäfer vom Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) Köln sieht 
deshalb eine neue Bürokratiewelle auf 
die deutschen Unternehmen zurollen. 
„Müssten künftig alle Arbeitszeiten 
aufgezeichnet werden, entstünde ein 
erheblicher Mehraufwand in den Be-
trieben – ohne dass erkennbar wäre, 
inwieweit das einem effektiven Schutz 
von Arbeitnehmern dienen könnte“, 
so Schäfer, der auch Mitglied der 
MIT-Kommission Arbeit und Soziales 
ist. „Die zahlreichen bestehenden Ver-
trauensarbeitszeit-Modelle würden 
ihres Vorteils beraubt: Bürokratie tritt 
an die Stelle des Vertrauens.“

Bundesregierung will Urteil 
prüfen
In der Bundesregierung werden die 
Auswirkungen des Urteils unter-
schiedlich bewertet. Wirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier (CDU) kündigte 
an, das Urteil genau zu prüfen und ein 
Rechtsgutachten in Auftrag zu geben. 
„Wir prüfen aktuell, ob es überhaupt 
Umsetzungsbedarf aus dem Urteil 
gibt“, teilte eine Ministeriumsspreche-
rin dem Mittelstandsmagazin mit. Eine 
vorschnelle Umsetzung lehnt Altmaier 

vertragliche Öffnungsklauseln und 
großzügigere Ausgleichszeiträume. 
Vertrauensarbeitszeit soll auch künf-
tig im Rahmen des geltenden Arbeits-
zeitrechts möglich sein. Arbeitnehmer 
sollen also weiterhin selbstständig 
über Beginn und Ende der Arbeitszeit 
entscheiden, wenn der Arbeitgeber 
ihnen die Möglichkeit dazu einräumt. 
Eine permanente Überwachung der 
Arbeitszeit durch die Arbeitgeber 
lehnt die MIT ab.

Vorschläge, die auch Rita van 
Döllen-Mokros unterstützt: „Damit 
würden die Möglichkeiten der Digi-
talisierung berücksichtigt und die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
erleichtert. Das käme allen entge-
gen.“ Für die Architektin, die derzeit 
einer Mitarbeiterin einen Heimar-
beitsplatz ermöglicht, ist etwas an-
deres entscheidend: „Die Arbeitszei-
ten der Mitarbeiter sind schon jetzt 
recht unterschiedlich. Mir ist nicht 
wichtig, wann die Arbeit erbracht 
wird. Entscheidend ist, dass sie er-
bracht wird.“ •

jedoch ab: „Es ist der falsche Weg, die 
Stechuhr wieder überall einzuführen. 
Wir wollen und müssen die Interessen 
der Arbeitnehmer schützen, aber wir 
dürfen keine überbordende Bürokra-
tie schaffen“, so der Minister. Darüber 
hinaus verweist das Ministerium dar-
auf, dass es in Deutschland nach der-
zeitiger Rechtslage bereits ein umfas-
sendes Dokumentationssystem gebe, 
mit dem die tägliche Arbeitszeit ge-
messen werden könne. Dagegen kün-
digte Arbeitsminister Hubertus Heil 
(SPD) an, das Urteil rasch umzusetzen. 
Er will dem Bundestag noch in diesem 
Jahr einen Entwurf zur Änderung des 
Arbeitszeitgesetzes vorlegen. 

Arbeitsrecht muss  
modernisiert werden
Die MIT dagegen will das Urteil als 
Aufhänger nutzen, um das deutsche 
Arbeitsrecht zu modernisieren. Dazu 
soll die bislang bestehende tägliche 
Höchstarbeitszeit abgeschafft und 
durch eine wöchentliche Höchst-
arbeitszeit ersetzt werden. Die Min-
destruhezeit soll für Heimarbeit 
unterbrochen werden können, wenn 
es der Arbeitnehmer wünscht. Außer-
dem fordert die MIT weitere Flexibi-
lisierungsmöglichkeiten durch tarif-

Hubertus Struck
Redakteur/CvD
struck@mit-bund.de

Die Zahl der Unternehmen, die Homeoffice erlauben, hat in den vergangenen Jahren zugenommen. 
Das geht aus Befragungen des Digitalverbands Bitkom hervor. In den meisten Betrieben gelten  
jedoch klare Regeln, wie bestimmte Tage, an denen alle Mitarbeiter anwesend sein müssen.
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Herr Kuban, Sie sind seit März neuer Vorsitzen-
der der JU. Was ist denn bei Ihnen anders als bei 
Ihrem Vorgänger Paul Ziemiak?

Tilman Kuban: Paul und ich sind unterschiedliche Typen 
und deswegen werden wir unterschiedliche Schwerpunkte 
setzen. Paul hat in den letzten Jahren den Verband ins digi-
tale Zeitalter geführt. Darauf bauen wir auf. Mir geht es 
jetzt darum, den Mitmach-Charakter zu stärken und dafür 
zu sorgen, dass wir als JU die Jugendorganisation sind, in 
der sich wirklich vom Neumitglied bis zum Bundesvor-
standsmitglied jeder einbringen kann.

Wird es auch inhaltlich eine andere Ausrichtung geben?
Wir werden neue Schwerpunkte setzen. Es wird jetzt zum Bei-
spiel aufgrund der aktuellen Diskussionen in der jungen Ge-
neration darum gehen, das Thema Nachhaltigkeit stärker in 
den Fokus zu rücken und deutlich zu machen: Wir sind die 
Partei, die als einzige Ökologie, Ökonomie und Soziales ver-
eint. Statt das Thema Klimaschutz nur einseitig zu behandeln, 
müssen wir auch die Fragen beantworten: Wie erhalten wir 
gleichzeitig unsere Innovationskraft? Wie stärken wir unsere 
Arbeits- und Ausbildungsplätze in den nächsten Jahren? Wie 
setzen wir ökologische Standards, um lebenswerte Regionen 
zu erhalten und wie sorgen wir dafür, dass unser Sozialsystem 
auch in Zukunft den Zusammenhalt der Gesellschaft stärkt?

Welche Gemeinsamkeiten sehen Sie da mit der MIT?
MIT und JU arbeiten seit vielen Jahren gut zusammen. Wir 
sind das Erfolgsduo für die programmatische Neuausrich-
tung der Union. 

Was muss denn jetzt in der CDU anders gemacht werden?
Aus meiner Sicht dürfen wir nicht nur anderen hinterher-
laufen. Wir müssen einen eigenen Weg gehen und deutlich 
machen: Wir sind die Gestalter, die Themen setzen. In Ös-
terreich beispielsweise gab es große Sympathien bei den 
Wählern, weil man inhaltliche Schwerpunkte gesetzt hat, 
etwa die Steuerung der Migration oder die steuerliche 
Entlastung, und diese Punkte dann konkret durchsetzt 
wurden. Daran hakt es bei uns momentan, dass wir zwar 
auch ankündigen, aber nicht genug durchsetzen.

Das liegt ja vielleicht auch am Koalitionspartner. Hoffen 
Sie, dass die SPD irgendwann aus der Koalition austritt?
Das muss am Ende die SPD entscheiden. Es steht mir nicht 
zu, ihr Ratschläge zu geben. Ich kann mir nur wünschen, 
dass sich die Koalition ein bisschen weniger mit sich selbst 
beschäftigt und sich dafür etwas mehr aufs Regieren kon-
zentriert. Jeder muss seine Themen und Schwerpunkte 
setzen und dem anderen Partner Erfolge lassen. Der Koali-
tionsvertrag gibt dafür genug Projekte vor.

INTERVIEW MIT TILMAN KUBAN

„Koalition sollte sich weniger 
profilieren und mehr regieren“
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FDP problemlos weitermachen könnte. Warum nicht 
eine Minderheitsregierung?
Spätestens bei der nächsten Haushaltsaufstellung würde das 
zu großen Komplikationen führen, dafür braucht man starke 
Mehrheiten. Das kann man eine Zeit lang machen, aber die 

CDU ist die Partei, die immer für Stabilität in Deutschland 
stand, und dafür soll sie auch in Zukunft stehen.

Wenn es zu Neuwahlen kommt: Wäre die CDU-Partei-
vorsitzende Ihre Wunschkanzlerkandidatin?
Es ist müßig, jetzt zu spekulieren, wer in welcher Situation 
Kanzlerkandidat ist oder nicht. Aber klar ist: Wir müssen 
uns jetzt auf ein Verfahren einigen und dafür sorgen, dass 
wir den oder die beste Kandidatin ins Rennen schicken, um 
weiterhin den Kanzler zu stellen.Fo
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Heißt das dann Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung? 
Und dafür gibt es die vollständige Soli-Abschaffung?
Ich halte die Grundrente insgesamt für falsch, weil wir bei 
der Rente in den vergangenen Jahren schon häufig neue 
Leistungen draufgesattelt haben. Wir wissen, dass wir dort 
schon jetzt komplett unterfinanziert 
sind. Ein Drittel des Rentensystems ist 
durch Steuern finanziert und nicht mehr 
durch Umlagen. Deswegen sollten wir 
zusehen, dass wir den nächsten Gene-
rationen nicht immer mehr Belastun-
gen aufbürden. Bei der Abschaffung 
des Solis haben wir auch eine Vereinba-
rung im Koalitionsvertrag, wonach 90 
Prozent abgeschafft werden sollen. Es 
gibt aber auch verfassungsrechtliche Gutachten, die zu ei-
ner kompletten Abschaffung raten. Wir stehen hier klar an 
der Seite der MIT: Wir wollen die komplette Abschaffung.

Was passiert, wenn die SPD aussteigt?
Ich gehe davon aus, dass wir Neuwahlen bekommen, wenn 
die SPD die Koalition beendet.

Obwohl die Union dann erst einmal eine gewählte 
Kanzlerin hätte und mit ihren Ministern oder mit der 

„Ich halte die Grundrente insgesamt für 
falsch, weil wir bei der Rente in den vergan-
genen Jahren schon häufig neue Leistungen 
draufgesattelt haben.“

Der neue Vorsitzende der 
Jungen Union (JU) fällt seit 
seiner Wahl mit Klartext- 

Ansagen auf. Im Interview mit 
Mittelstandsmagazin-Chef-

redakteur Thorsten Alsleben 
beklagt Tilman Kuban, dass in 

der CDU zu lange eine Meinung 
vorgegeben wurde. Der JU-Chef 

fordert mehr innerparteilichen 
Diskurs und Antworten auch auf 

Fragen der Digitalisierung und des 
Klimaschutzes.

INTERVIEW MIT TILMAN KUBAN

„Koalition sollte sich weniger 
profilieren und mehr regieren“
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Ist das automatisch die Parteivorsitzende?
Die Parteivorsitzende hat traditionell immer ein erstes  
Zugriffsrecht. 

Sie haben die CDU in der Ära Merkel für eine fehlende 
Diskurs-Kultur kritisiert. Sie haben den Begriff Gleich-
schaltung benutzt, für den Sie sich dann entschuldigt 
haben. Was kritisieren Sie denn konkret in der Sache?
Wir haben uns sehr darauf fokussiert, dass wir nur eine 
Meinung nach außen präsentieren, und zu wenig deutlich 
gemacht, dass es unter dem gemeinsamen Dach der Partei 
auch unterschiedliche Positionen gibt. Dabei ist es genau 
das, was eine Volkspartei ausmacht: dass es sowohl einen 
wirtschaftsliberalen als auch einen christlich-sozialen und 
einen konservativen Flügel gibt, dass wir Jung und Alt zu-
sammenbringen. Es ist doch unsere Stärke, die unter-
schiedlichen Positionen in unserer Volkspartei abzuwägen 
und dann eine gemeinsame Lösung nach außen zu präsen-
tieren, die durchaus den Anspruch hat, als Kompromiss für 
die gesamte Gesellschaft tragfähig zu sein. Vielleicht wur-
de in den letzten Jahren zu sehr eine Meinung vorgegeben, 
der viele hinterhergelaufen sind. Da wünsche ich mir vor 
wichtigen Entscheidungen mehr innerparteilichen Dis-
kurs. Deswegen finde ich es gut, dass Annegret Kramp- 
Karrenbauer beispielsweise mit dem Werkstattgespräch 
zur Migration ein Thema in der Partei, aber auch in der  
Gesellschaft, direkt aufgegriffen hat.

Finden Sie, dass sich unter Annegret Kramp-Karren-
bauer diese Diskursbereitschaft verändert hat?
Dieses Gespräch war ein erstes sehr positives Signal. Es 
sollten weitere Werkstattgespräche folgen. Ich halte das 
für richtig, um die Partei und die verschiedenen Flügel ein-
zubinden. Das wird unsere CDU stärken und vor allem 
dann auch inhaltlich neu ausrichten.

Wo sehen Sie denn jetzt noch Defizite bei der CDU?
Die aktuelle Frage ist: Was sind unsere Antworten bei den 
drängenden Themen Digitales oder Klimaschutz? Hier 
müssen wir erst noch unsere eigene Position finden. Dane-
ben müssen wir aber auch die Frage beantworten, was die 
großen Schwerpunktthemen sein sollen. Wofür steht die 
CDU in den nächsten Jahren? Ich sage immer: Der Wahl-

kämpfer muss nachts aufwachen und sagen: „1, 2, 3. Dafür 
steht meine Partei“. Das muss unser Anspruch sein.

Was sind denn die drei Punkte, mit denen Sie nachts 
aufwachen?
Wir haben Oberbegriffe, aber wir müssen diese wieder mit 
Leben füllen. Wir sind die Partei, die für Sicherheit und 
Rechtsstaat, für Soziale Marktwirtschaft und Innovatio-
nen steht, genauso stehen wir für Europa und eine starke 
Rolle Deutschlands in der Welt. Wir müssen jetzt zusehen, 
dass wir diese Punkte wieder mit konkreten Forderungen 
untermauern, damit wir für die nächste Bundestagswahl 
nicht nur die Schlagworte haben. Das ist unser Auftrag für 
die nächsten Monate.

Ist Klimaschutz auch so ein Oberbegriff?
Ich halte es für sehr sinnvoll, jetzt einen Fokus auf das The-
ma Nachhaltigkeit zu legen, um unser Alleinstellungs-
merkmal nach außen zu präsentieren. Wir stehen für öko-
logische Standards, wir stehen für die Klimaziele des Pari-
ser Abkommens…

… das sehen die Wähler aber nicht unbedingt…
… aber wir verbinden es mit der ökonomischen Säule und 
der sozialen Säule. Und genau das ist etwas, was unseren 
eigenen Kern nach außen stellt.

Ist die Klimabewegung nur eine Modeerscheinung, ein 
momentanes Phänomen, und kommt morgen wieder 
ein anderes Thema?
Wir erleben eine junge Generation, die politisiert ist und 
die sich wieder stärker mit Politik beschäftigt. Das finde 
ich gut. Diese Generation hat drängende Fragen, es gab 
schon zur Urheberrechtsreform viel Bewegung und De-
monstrationen. Jetzt haben wir eine große Bewegung, die 
sich insbesondere für den Klimaschutz einsetzt. Dass sich 
junge Menschen wieder mehr mit Politik beschäftigen, ha-
ben wir uns lange Zeit gewünscht. Es ist jetzt die Aufgabe 
der JU und der CDU, diese Jugendlichen abzuholen. Das ist 
uns bei den letzten Themen leider nicht gut gelungen.

Wie kriegen Sie denn die Jugendlichen? Die Anliegen 
sind zum Teil konträr zu dem, was CDU-Politiker  
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nTilman Kuban (32) hat sich im März in einer 
Abstimmung als neuer Bundesvorsitzender der 
Jungen Union (JU) durchgesetzt. Der Jurist aus 
Barsinghausen arbeitet seit drei Jahren als Leiter 
der Rechts abteilung bei den Unternehmerver-
bänden Niedersachsen. Im Mai kandidierte Kuban 
vergeblich für ein Abgeordnetenmandat im Euro-
päischen Parlament. Wegen des schwachen Ab-
schneidens der CDU zog sein Listenplatz (4) nicht. 
Er wäre erster Nach rücker in Niedersachsen.
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bislang gesagt haben.
Beim Thema Urheberrecht haben wir als JU schon im letz-
ten Jahr klar gesagt, dass Uploadfilter der falsche Weg 
sind. Da müssen wir sensibilisieren, gerade auch in unserer 
Partei. Ich erwarte da auch mehr Rückhalt und Verständ-
nis: Andere Generationen haben früher auch für Freiheit 
gestritten . Und jetzt geht es darum, dass unsere Genera-
tion für die Freiheit im Netz streitet und dafür werden wir 

uns auch als JU weiterhin einsetzen. Und wenn es dann 
gegen die Mutterpartei sein muss und es wichtig ist, dann 
muss das auch mal sein.

Inwieweit spricht denn die JU überhaupt die Sprache 
der „Fridays for Future“-Kids oder der Rezo-Follower? 
Oder ist es mehr die Sprache der Jungschützen oder 
der Studentenverbindungen?
Am Ende geht es darum, dass wir alle ernst nehmen. Es gibt 
viele junge Menschen, die sich momentan in Demonstrati-
onen zum Thema Urheberrecht oder Klimaschutz engagie-
ren. Es gibt aber auch junge Menschen, die sich in Vereinen, 
Feuerwehren oder anderen Ehrenämtern engagieren. Tra-
ditionell ist es so, dass die CDU den vorpolitischen Raum 
kennt, ihr aber das Netz eher fremd ist. Deswegen gilt es, 
alle jungen Menschen, die sich politisch engagieren, ernst 
zu nehmen. Ich sehe darin keinen Widerspruch. Aber wir 
haben auf der digitalen Seite vielleicht noch ein bisschen 
mehr Nachholbedarf. Als JU sind wir im Netz stark unter-
wegs und mit unserer Instagram-Influencer-Kampagne 
neue Wege gegangen. Das waren gute Ideen, aber wir kön-
nen natürlich auch noch besser werden. 

Wie hätten Sie denn auf das Rezo-Video reagiert?
Wir haben gemeinsam mit dem Konrad-Adenauer-Haus ab-

gestimmt, dass wir ein Video machen. Deswegen hätte ich 
die Antwort, die dort produziert wurde, sehr gerne gese-
hen. Wenn man an dem Tag, in dem es rauskommen sollte, 
bei Twitter den Top-Hashtag #Amthor hat (der CDU-Bun-
destagsabgeordnete Philipp Amthor war für das Ant-
wort-Video vorgesehen; Anm. d. Red.), dann gibt es keine 
andere Wahl mehr, als dieses Video auch zu veröffentli-
chen. Und wie ich gehört habe, hat er es sehr gut gemacht.

Also war es eine Fehl-
entscheidung, das 
nicht zu bringen?
Diese Entscheidungen 
sind getroffen wor-
den. Wir gucken jetzt 
nach vorne.

Die nächsten Fragen 
bitte nur mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten. Sollten 
Politiker auch außerhalb der Politik gearbeitet haben?
Ja.

Sollten Kanzleramt und Parteivorsitz im Regelfall in 
einer Hand sein?
Im Regelfall ja.

Wird die CDU innerhalb der nächsten zwei Jahre  
wieder über 40 Prozent liegen?
Ja, das ist mein Wunsch. 

Wird Friedrich Merz irgendwann ein Amt in der  
Bundesregierung erhalten?
Ja.

Wird Ihr Kollege Kühnert von den Jusos demnächst 
SPD-Vorsitzender?
Nein, hoffentlich nicht.

Und zum Schluss machen wir eine Satzvervollständigung: 
Das Beste an der GroKo ist…
… dass wir eine Regierung haben, die jetzt hoffentlich neue 
Themen auf die Agenda setzt, um Deutschland in unruhi-
gen Zeiten weiter Stabilität zu geben. •
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„Wir müssen uns jetzt auf ein Verfahren einigen 
und dafür sorgen, dass wir den oder die beste  
Kandidatin ins Rennen schicken, um weiterhin den 
Kanzler zu stellen.“
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Die Bedeutung von Gas wird in den 
nächsten Jahren zunehmen, auch bedingt 
durch den Kohleausstieg. Daher muss 
unser Interesse auf einer sicheren und di-
versifizierten Gasversorgung liegen. Die 
Gasförderung in der Europäischen Union 
wird perspektivisch zurückgehen. Wir 
sind hier durch den Rückgang der För-
derung in den Niederlanden betroffen. 
Auch klassische Lieferländer wie Nor-
wegen und Algerien werden tendenziell 
weniger liefern. Die entstehende Lücke in 
Europa muss durch Importe von zu-
sätzlichem Pipelinegas und Flüs-
sigerdgas (LNG) sowie neue 
grüne Gase gedeckt werden.

Vor diesem Hintergrund 
ist die Realisierung von Nord 
Stream 2 für Deutschland und 
Europa wichtig, denn die Pipeline 
erschließt eine zusätzliche Versorgungs-
route mit Russland und bindet uns an 
neue Lagerstätten an. Mittels einer mo-
dernen Infrastruktur wird das Gas direkt 
aus Russland nach Deutschland und in 
weitere Mitgliedstaaten der EU fließen. 
Dabei ist die neue Route effizienter als 
bisherige Transportwege und rund 2 000 
Kilometer kürzer. Damit einher geht eine 
Senkung der mit dem Gastransport ver-
bundenen Methan-Emissionen. Gleich-
zeitig setzt sich die Bundesregierung für 
eine Fortführung des Transits russischen 

Gases über die Ukraine ein. Denn wir sind 
uns sicher, dass wir auch diesen Trans-
portweg für russisches Gas brauchen.

Einen Stopp des Projektes kann ich 
mir nicht vorstellen: Es sind alle Röhren 
produziert und ausgeliefert, über 1 300 
Kilometer der Röhren sind bereits in 
der Ostsee vor Deutschland, Finnland, 
Schweden und Russland verlegt. Wir 
wissen, die dänische Genehmigung steht 
noch aus. Hier hat die Nord Stream 2 
auf Wunsch der Genehmigungsbehörde 

einen Antrag für eine weitere Route 
eingereicht, der derzeit geprüft 

wird. Ich bin der Auffassung, dass 
die Nord-Stream-2-Pipeline mit 
den Zielen der Energieunion in 
Einklang steht. Hierzu trägt auch 

der unter den EU-Mitgliedstaaten 
gefundene Kompromiss zur Ände-

rung der Gasrichtlinie bei, der Rechts-
sicherheit sowohl für damit befasste 
staatliche Stellen als auch für Investo-
ren schafft. Wir werden in den nächsten 
Monaten die Gasrichtlinie 1:1 umsetzen. 
Mit der Unterstützung für den Bau von 
LNG-Terminals setzt sich das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie aber 
auch für eine weitere Diversifizierung un-
serer Gasversorgung ein, um den Markt-
teilnehmern weitere Wahlmöglichkeiten 
dafür zu bieten, aus welchen Quellen sie 
Gas beziehen wollen.  •

Sollte Deutschland auf eine Fertig
stellung von Nord Stream 2 drängen?

Wichtiger Baustein der Energieversorung

In dieser  Rubrik lassen wir Mitglieder der MIT zu Wort kommen.  
Die Beiträge geben ihre persönliche Meinung wieder.

PRO & CONTRA

PROThomas Bareiß (44) ist Parla-
mentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft und 
Energie. Seit Dezember 2018 ist er 
Mitglied des CDU-Bundesvor-
stands. Bareiß war von 2013 bis 2017 
Gastmitglied im MIT-Bundesvor-
stand.



mittelstandsmagazin 03|19    2726    mittelstandsmagazin 03|19    

MIT:DEBATTEMIT:DEBATTE

Geht es nach dem Willen der Bundesregierung, wird die Gas-
pipeline Nord Stream 2 bis spätestens 2020 fertiggestellt sein. 
Über die neue Ostsee-Pipeline sollen riesige Mengen Gas aus 
Russland nach Europa transportiert werden. Das deutsch- 
russische Projekt ist jedoch politisch hoch umstritten. 
Die Regierung verspricht sich davon mehr Versorgungssicher-
heit. Die USA und andere EU-Staaten sorgen sich um eine  
zunehmende Abhängigkeit von Russland.

Die Pläne, mit Nord Stream 2 eine 
zweite russische Gaspipeline durch die 
Ostsee nach Deutschland zu bauen, 
sind ökonomisch nachvollziehbar. Wer 
sich jedoch auf den Standpunkt stellt, 
dass es sich um ein rein geschäftliches 
Objekt handelt, aus dem sich die Poli-
tik herauszuhalten habe, irrt. Denn eine 
so enge wirtschaftliche Beziehung mit 
einem anderen Land einzugehen, be-
deutet immer auch politische Konse-
quenzen, die es gründlich abzuwägen 
gilt.

Ohne Zweifel würde Nord 
Stream 2 einen großen Beitrag 
zur Versorgungssicherheit 
Deutschlands leisten. Der 
Preis wäre jedoch hoch: Der 
Europawahlkampf hat zutage 
gefördert, wie sehr die Pläne die 
EU spalten. Mehr noch: Sie lassen Polen, 
Estland, Lettland, Litauen, die Slowakei 
und Ukraine, aber auch Schweden und 
Dänemark an unserer Solidarität zwei-
feln. Für diese Länder handelt es sich 
um ein sicherheitsrelevantes Thema, 
weshalb eine besondere Sensibilität ge-
fordert ist. Zugleich besteht die Angst, 
die verstärkte Anbindung an Russland 
und der Wegfall des Transits würden die 
Ukraine schwächen. Denn die Ukraine, 
zugleich möglicher EU-Beitrittskandi-
dat, müsste auf Milliardeneinnahmen 

verzichten, was die dortige Wirtschaft 
schwächen und das Land destabilisieren 
könnte. Daher ist der Forderung Peter 
Altmaiers Nachdruck zu verleihen, der 
einen Kompromissvorschlag vorgelegt 
hat, durch den der Gastransit durch 
die Ukraine sichergestellt werden soll. 
Deutschland sollte sich deshalb ehrlich 
machen: Wer Solidarität in der EU selbst 
nicht hochhält, der wird bei nächster 
Gelegenheit Probleme bekommen, sie 
auch bei anderen einzufordern!

Insgesamt ist fraglich, ob die Ab-
hängigkeit von einem Lieferan-

ten und die hohe Investition 
in eine Route sinnvoll sind. 
Sollten nicht eher die Ziele der 
EU-Kommission für eine euro-

päische Energieunion mit größt-
möglicher Unabhängigkeit verfolgt 

werden? Zugleich sind bereits mehrere 
Kilometer Rohre verlegt, ein Stopp des-
halb mit hohen Kosten verbunden. Hier 
ist der Schutz der Investoren, dass die 
bereits genehmigte Pipeline auch ge-
nutzt werden kann, ein zu hohes Gut. 
Daher sollte nun der Fokus darauf gelegt 
werden, dass EU-Wettbewerbsregeln 
eingehalten werden, dass die Ukraine 
weiterhin ein wichtiger Gastransit-Part-
ner bleibt, und dass Alternativen wie 
LNG forciert werden, um die Abhängig-
keit von Russland zu minimieren. •

Die europäische Perspektive berücksichtigen

Ihre Meinung zählt

Stimmen Sie mit ab auf der MIT-Web-
seite! Unter www.mit-bund.de/ 
mitmachen/umfrage können Sie 
Ihre Meinung zum aktuellen Pro und 
Contra äußern. Über das Abstim-
mungsergebnis informieren wir im 
MIT:NEWSLETTER. Sollten Sie  diesen 
noch nicht erhalten, können Sie ihn 
unter www.mit-bund.de/newsletter 
kostenlos abonnieren.

CONTRA Sarah Gillen (35) ist Landesvor-
sitzende der MIT Saarland und Bei-
sitzerin im MIT-Bundesvorstand. Die 
Diplom-Ingenieurin ist Mitglied des 
saarländischen Landtags und dort 
Vorsitzende des Ausschusses für 
Wirtschaft, Arbeit, Energie und  
Verkehr.
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Der Emissionshandel, in dessen Mittelpunkt der Handel mit CO2-Zertifikaten steht, 
ist ein länderübergreifendes Instrument des Klimaschutzes in Europa. Er bietet  
Unternehmen einen Anreiz, umweltfreundlicher zu produzieren und zu wirtschaften. 
Wie funktioniert das System und führt es wirklich zu einem besseren Klima?

KLIMASCHUTZ

Wie funktioniert der 
Emissionshandel?

Wozu ein Emissionsrechtehandel?
Seit 2005 brauchen große Industriebe-
triebe und Kraftwerksbetreiber in der 
Europäischen Union CO2-Zertifikate, 
um produzieren zu können. 2012 kam 
auch zum Teil der Luftverkehr dazu. 
Der EU-Emissionshandel (EU-ETS – 
European Union Emissions Trading 
System), auch Emissionsrechtehandel 
genannt, wurde damals eingeführt, 
um die Klimaziele der EU erreichen zu 
können. Neben den 28 EU-Mitglieds-
staaten haben sich auch Norwegen, 
Island und Liechtenstein dem EU-ETS 
angeschlossen. Der EU-ETS gilt als 
weltweit erstes multinationales Ab-
kommen zur Reduzierung sogenann-
ter Treibhausgase.

Welche Idee steht dahinter?
Einfach ausgedrückt: Wer Klimagase 
ausstößt, soll dafür auch bezahlen. 
Das funktioniert so: Wenn ein Unter-
nehmen innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums CO2 ausstoßen will, dann 

muss es dazu berechtigt sein. Kraft-
werke und Industrieunternehmen 
müssen deshalb für jede einzelne 
Tonne emittierter klimaschädlicher 
Gase ein Emissionszertifikat einlösen. 
Ist der festgelegte Zeitraum been-
det, dann steht das Unternehmen in 
der Pflicht nachzuweisen, dass seine 
gesamten Emissionen über eine aus-
reichende Zahl von Zertifikaten ab-
gedeckt sind. Kann es das nicht, dro-
hen empfindliche Strafen von über 
100 Euro je Tonne Klimagase, die un-
erlaubt in die Luft gepustet wurden. 
Weil also klimaschädliches Verhalten 
teurer wird, senken die Unternehmen 
ihre Emissionen.

Woher kommen die Zertifikate? 
Die Zahl der Emissionszertifikate ist 
begrenzt. Sie wird limitiert durch die 
Gesamtmenge an Treibhausgasemissi-
onen, die die Politik für einen bestimm-
ten Zeitraum festlegt. In der aktuell 
laufenden Handelsperiode (2013 bis 

2020) wurde eine europaweite Emis-
sionsobergrenze („Cap“ genannt) von 
insgesamt 15,6 Milliarden Emissionsbe-
rechtigungen festgelegt. Das Umwelt-
bundesamt informiert auf seiner Web-
site darüber, dass diese Menge nicht 
gleichmäßig auf den Handelszeitraum 
verteilt, sondern die Zahl der Zertifi-
kate jedes Jahr um rund 38 Millionen 
reduziert wird. Üblicherweise werden 
die Zertifikate von den Mitgliedsstaa-
ten auf den Auktionsplattformen in 
Leipzig und London versteigert; für be-
stimmte Industriezweige gibt es, um 
sie wettbewerbsfähig zu halten, auch 
eine kostenlose Zuteilung.

Sind die Zertifikate einmal auf dem 
Markt, können sie von den Unterneh-
men frei gehandelt werden, also etwa 
an Börsen. Der Preis richtet sich nach 
dem marktwirtschaftlichen Prinzip 
von Angebot und Nachfrage. Unter-
nehmen können deshalb flexibel ent-
scheiden und die kostengünstigste 
Möglichkeit umsetzen: Ist es preis-
werter, in klimafreundliche Technolo-
gien zu investieren oder ist der Kauf 
von Zertifikaten die beste Wahl? Wirt-
schaftet das Unternehmen CO2-spar-
sam, kann es sogar Zertifikate ver-
kaufen, die dann wiederum andere 
Unternehmen erwerben können. Zur 
Zeit liegt der Preis für ein Zertifikat 
bei etwa 25 Euro.
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Wie erfolgreich ist das System? 
Hier gehen die Meinungen ausein-
ander. Kritiker behaupten, dass das 
System nicht funktioniere, weil die 
Preise für Emissionsrechte zu nied-
rig seien. Dabei wird übersehen, dass 
beim Emissionshandel die politisch 
festgelegte Höchstmenge an Emis-
sionen die entscheidende Größe ist. 
Diese Menge wurde und wird nicht 
überschritten, gleichgültig wie hoch 
der Preis ist. Das System funktioniert 
somit genau wie von der Politik ge-
wünscht. Konkret heißt das: Zwischen 
2005 und 2017 gingen nach Angaben 
des Umweltbundesamtes in Europa 
die Emissionen von Anlagen, die dem 
Emissionshandel unterliegen, um rund 
26 Prozent zurück.

Der große Vorteil des Emissions-
handels ist, dass durch ihn die Ge-
samtmenge an CO2, das in der ge-
samten EU ausgestoßen werden darf, 
gedeckelt werden kann. Aber: In der 
EU sind nach Informationen des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft gerade 
einmal 45 Prozent der CO2-Emissio-
nen durch den Emissionshandel ab-
gedeckt. Denn nicht alle Wirtschafts-

zweige sind hier eingebunden. Ändert 
sich das nicht, dann ist der Emissions-
handel nur bedingt geeignet, die 
ambitionierten Klimaschutzziele zu 
erreichen. Der Klimaschutzplan 2050 
der Bundesregierung sieht vor, dass 
Deutschland bis 2030 seine Treibhaus-
gasemissionen gegenüber 1990 um 
55 Prozent reduziert. Die Zeit drängt 
also.

CO2-Steuer oder  
CO2-Bepreisung?
In der aktuellen Diskussion werden 
viele Begriffe eingebracht – und oft 
durcheinander geworfen. Insbeson-
dere die Grünen, SPD und Linke for-
dern die Einführung einer CO2-Steuer. 
Diese würde vor allem fossile Brenn-
stoffe, also Benzin, Diesel, Öl und Gas, 
verteuern. Statt auf einen marktwirt-
schaftlichen Preis zu setzen, würde 
der Staat einen bestimmten Beitrag 
pro Tonne CO2 festlegen, der mit der 
Zeit steigen dürfte. 

Auch aus MIT-Sicht braucht CO2 
ein Preisschild (also eine CO2-Beprei-
sung). Wer CO2 emittiert, soll für die 
dadurch entstehenden Umweltkos-

ten auch einstehen. Eine neue Steuer 
lehnt die MIT jedoch ab. Damit könn-
ten weder die nationalen noch die 
internationalen Klimaziele erreicht 
werden. Stattdessen würde lediglich 
die finanzielle Belastung der Bevölke-
rung weiter steigen. 

Ein marktwirtschaftlich vernünf-
tiger Weg, den Klimaschutz über 
Ländergrenzen hinweg wirkungsvoll 
voranzutreiben, wäre dagegen die 
Ausweitung des EU-Emissionshandels 
auf weitere Sektoren wie Verkehr und 
Gebäude. Dazu will die MIT auf euro-
päischer Ebene eine Verknappung des 
Emissionsrechteangebots erwirken. 
Die steigenden Preise würden dazu 
führen, dass bei den Unternehmen 
die effizientesten Maßnahmen zur 
CO2-Reduktion bevorzugt durch-
geführt würden. Im Gegenzug sollte 
beispielsweise die planwirtschaftliche 
Förderung alternativer Energien abge-
baut werden. •

So funktioniert der CO2-Zertifikatehandel in Deutschland

Claudia B. Oberholz
Freie Mitarbeiterin
redaktion@mit-bund.de

Unternehmen A Unternehmen B

Tatsächliche CO2-Emission 
von Unternehmen B

Verkauf von 
CO2-Zertifikaten

Ankauf von 
CO2-Zertifikaten

Grenze der kostenlos  
zugewiesenen Zertifikate

Geringe 
CO2-Emissionen

Erhöhte 
CO2-Emissionen

Tatsächliche CO2-Emission 
von Unternehmen A

Transaktion zwischen den Emittenten

Leipziger
Energiebörse
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EUCheck
Irrwitzige Verordnung oder sinnvolle Richtlinie? In  
dieser Rubrik bewerten unsere EU-Experten des PKM 
Europe regelmäßig neue EU-Vorhaben. 

Verbesserungen im Bankenwesen
Nachdem das Europäische Parlament im April 
das sogenannte Bankenpaket beschlossen 
hat, treten nun neue Vorschriften für Banken 

hinsichtlich ihrer Eigenkapitalunterlegung und 
Offenlegungspflichten in Kraft. Wesentlicher Bestandteil 
sind Maßnahmen zur Risikoreduzierung. Dabei ist es erst-
mals gelungen, eine klare Definition einer kleinen und 
nicht-komplexen Bank zu schaffen und somit das Risiko 
des Geschäftsmodells bei der Regulierung zu berücksich-
tigen. Banken, die diese Kriterien erfüllen, profitieren von 
konkreten Erleichterungen. Einen deutlichen Erfolg gab 
es auch für Mittelstandskredite. Diese müssen mit weni-
ger Eigenkapital der Bank unterlegt werden und dienen 
somit insbesondere zur Unternehmensfinanzierung vor 
Ort und kurbeln das lokale Wachstum an. 

Unklare Mehrheitsverhältnisse
Bei den Europawahlen haben CDU und CSU 
Verluste hinnehmen müssen. Dennoch ist die 

Union deutlich stärkste Kraft in Deutschland 
und Europa. Gegen die Christdemokraten ist im 

Europaparlament keine Mehrheit möglich, außer eine  
Koalition mit den Extremen. Statt formalen Bündnissen sind 
im Europäischen Parlament ebenfalls ad-hoc-Koalitionen 
abhängig vom Themenbereich denkbar. Für den Mittel-
stand ist ein handlungsfähiges Parlament aber zwingend 
notwendig, damit legislative Fortschritte erzielt werden. 
Neben den unklaren Mehrheitsverhältnissen im Parla-
ment gestalten sich die Mehrheiten zur Wahl des nächsten 
Kommissionspräsidenten als schwierig. Der Europäische 
Rat schlägt dem EU-Parlament einen Kandidaten vor, der 
vom Parlament bestätigt werden muss. Aus Mittelstands-
sicht ist Manfred Weber die einzig richtige Option. Er  
gehört der größten Fraktion an und setzt sich für die  
Prüfung von 1000 Rechtsakten, der Modernisierung der 
Gesetzgebung und der Befreiung von KMU von  
Berichtspflichten ein. 

Die Jury
Markus Ferber (CSU) und Dr. Markus  
Pieper (CDU) sind Mitglieder  
des Europäischen Parlaments und  
Sprecher des Parlamentskreises  
Mittelstand Europe
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Erster Erfolg gegen  
Abmahnmissbrauch 
Das Bundeskabinett hat ein Gesetz 
gegen den Missbrauch bei Daten-
schutzabmahnungen auf den Weg  
gebracht. Dafür hat die MIT seit mehr 
als einem Jahr gekämpft. „Endlich gibt 
es einen ersten wirksamen Erfolg“, so 
Vorsitzender Carsten Linnemann. „Wir 
hätten schon viel früher verhindern  
können, dass die neue DSGVO zu einem 
regelrechten Abmahn-Geschäftsmodell 
gegen Mittelständler und Vereine  
geworden ist.“ Die SPD habe viel zu 
lange auf die Bremse getreten.

Die MIT hat die Bundesregierung  
bereits im Mai 2018 aufgefordert, 
die drohenden Abmahnungen zu 
unterbinden. Auf Antrag der MIT hat 
sich zudem im Dezember 2018 der 
CDU-Parteitag für eine Revision der 
EU-Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) und gegen den Abmahn-
missbrauch wegen angeblicher Daten-
schutzverstöße ausgesprochen. Der 
Beschluss beinhaltet unter anderem 
auch die jetzt vom Bundeskabinett  
auf den Weg gebrachte Einschränkung 
der Konkurrenten-Abmahnung.

Danach dürfen bei erstmaligen Daten-
schutzverstößen im elektronischen 
Geschäftsverkehr oder in Telemedien 
Abmahnungen zwar ausgesprochen 
werden, aber ohne Aufwendungs-
erstattung und ohne Strafandrohung. 
Bei Klein- und Kleinstunternehmen 
und vergleichbaren Vereinen dürfen 
auch sonstige DSGVO-Verstöße nicht 
kostenpflichtig abgemahnt werden. 
Die MIT setzt sich für eine Ausweitung 
dieser Regelung auf mittlere Unter-
nehmen, Selbstständige und 
Vereine ein. 

!
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Steuerschätzung

Linnemann für MIT-Grundsatzprogramm ausgezeichnet

Der MIT-Bundesvorsitzende Carsten Linnemann ist mit dem Wilhelm-Weber-Preis ausgezeichnet worden. 
Kuratoriumsvorsitzender Professor Markus Kiefer führte vor allem das neue Grundsatzprogramm der 
MIT als Begründung an. Bereits die ersten drei Absätze würden „dezidiert und eindrucksvoll an die 
Grundprinzipien und Ideen der Christlichen Gesellschaftslehre“ anschließen. Dies ziehe sich „als erkenn-
barer roter Faden durch das ganze Programm.“ Essens Oberbürgermeister Thomas Kufen (CDU) hob in 
seiner Laudatio das gesellschaftliche Engagement Linnemanns hervor. Der Wilhelm-Weber-Preis ist eine 
private Initiative und soll an den katholischen Sozial- und Wirtschaftsethiker erinnern, der zu den  
prägnantesten Vertretern der Katholischen Soziallehre im 20. Jahrhundert zählt.

„Ziellose Ausgabenpolitik muss ein Ende haben“

Der deutsche Fiskus kann weiter mit Rekordeinnahmen rechnen. Nach der neuen Steuerschätzung müssen 
Bund, Länder und Kommunen wegen der schwächelnden Konjunktur jedoch mit deutlich weniger Steuer-
mehreinnahmen auskommen als bislang angenommen. Die MIT fordert deshalb von der Großen Koalition 
eine sofortige Umkehr in der Ausgabenpolitik. „Die neue Steuerschätzung führt uns vor Augen, dass  
die Zeit der ziellosen Ausgabenpolitik vorbei ist“, sagte Vorsitzender Carsten Linnemann. Er erneuerte 
die MIT-Forderung nach einer grundlegenden Reform der Unternehmenssteuern mit einfacheren und 
niedrigeren Steuersätzen. Zudem müssten Gründer in der Startphase von bürokratischen Belastungen 
befreit und ein digitales Unternehmenskonto eingeführt werden. Damit würden Unternehmen einen 
einzigen Zugang zu digitalen Verwaltungsdienstleistungen erhalten. Der beste Weg, den Mittelstand zu 
entlasten und Dynamik freizusetzen, führt aber noch immer über eine vollständige und zügige Abschaffung 
des Solidaritätszuschlages. 

MIT:INSIDE
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Leserbriefe

Doppelverbei tragung: 
MIT erhöht Druck

Die MIT hält weiter an der Abschaf-
fung der ungerechten Doppelver-
beitragung von Betriebsrenten fest 
– so wie es auf dem CDU-Parteitag 
2018 beschlossen wurde. Das hat 
MIT-Vorsitzender Carsten Linne-
mann trotz der Absage von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel an einer 
Abschaffung wiederholt deutlich 
gemacht. Angesichts der knapper 
werden Haushaltsmittel warf Linne-
mann einen Kompromissvorschlag 
ein: „Entweder wir halbieren die 
Beiträge in der Auszahlungsphase 
oder wir wandeln die derzeitige 
Freigrenze von rund 152 Euro in 
einen Freibetrag um.“ Dadurch 
würden alle Betriebsrentner ent-
lastet, die heute Beiträge zahlen. 
Derzeit laufen auf Fraktionsebene 
Gespräche mit der SPD, um eine 
Entlastung der Betriebsrentner zu 
erreichen.

Viele Zuschriften erreichten uns 
zum Artikel „Teurer Schönsprech“ 
(Ausgabe 2-19). Stellvertretend  
veröffentlichen wir die Zuschrift 
dieses Lesers:
 
Ganz besonderes Lob gilt für Ihren 
Beitrag zum öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk in Deutschland im letzten 
Heft. Sie haben es geschafft, nüch-
tern und faktenbasiert die Probleme 
von ARD, ZDF et al. zu beschreiben. 
Damit tragen Sie ganz maßgeblich zu 
der dringend notwendigen Diskussion 
über die Zukunft des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks bei. Weiter so.
 
Uwe Mazura, Berlin
Hauptgeschäftsführer des  
Gesamtverbands textil + mode
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12 Gründe für die MIT
Im MIT:SHOP steht ein aktuali-
siertes Faltblatt zur Mitglieder-
werbung bereit. Darin werden 
„Zwölf gute Gründe zum 
MIT:MACHEN“ präsentiert. Auf 
der letzten Seite ist ein QR-Code 
sowie ein Link zum Online- 
Mitgliedsantrag abgedruckt.  
Der Flyer kann online auf  
www.mit-bund.de heruntergela-
den oder auf www.mit-shop.de 
kostenfrei als gedrucktes Falt-
blatt bestellt werden. Wichtig: 
Im MIT:SHOP ist eine Anmeldung 
mit Mitgliedsnummer nötig, 
damit der Flyer sichtbar wird.



34    mittelstandsmagazin 03|19    

Die fünf größten MIT/MU-Kreisverbände 
(31.5.2019)

Verbände mit dem größten absoluten Zuwachs 
(31.3.2019 – 31.5.2019)

Verbände mit dem größten relativen Zuwachs 
(31.3.2019 – 31.5.2019)

Potsdam
(Brandenburg)
8 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Ferdinand Fiedler

8
10

27Bergstraße
(Hessen)
27 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Matthias Wilkes

Erlangen-Höchstadt
(Bayern)
16 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Peter Brehm

Rhön-Grabfeld (Bayern)
Kreisvorsitz: Adelbert Demar

Wesel
(Nordrhein-Westfalen)
13 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Christian Strunk

Rhön-Grabfeld
(Bayern)
10 Neumitglieder
Kreisvorsitz: Adelbert Demar

+56 %

Erlangen-Höchstadt (Bayern)
Kreisvorsitz: Peter Brehm

+29 %
Hagen (Nordrhein-Westfalen)
Kreisvorsitz: Christoph Purps

+28 %

Bergstraße (Hessen)
Kreisvorsitz: Matthias Wilkes

+24 %

Potsdam (Brandenburg)
Kreisvorsitz: Ferdinand Fiedler

+31 %

MitgliederNEU
Zuwachs

16 13

Rhein- 
Kreis-Neuss 

(Nordrhein-Westfalen) 

460 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Stefan Arcularius

Rhein- 
Sieg-Kreis

(Nordrhein-Westfalen) 

412 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Andreas Stolze

M
itgliederstatistik

Paderborn   
(Nordrhein-Westfalen) 

575 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Ulrich Lange

Fulda  
(Hessen) 

579 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener

Vechta 
(Niedersachsen) 

864 Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Werner Lübbe

MIT:INSIDE
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Tobias-Werner Arts (30) ist Geschäfts-
führer bei der agaSAAT GmbH. Das 
Familienunternehmen handelt in ter-
national Back-, Gewürz- und Keimsaa- 
ten und veredelt diese am Firmen-
standort in Neukirchen-Vluyn. Nach 
einer Ausbildung zum Groß- und Au-
ßenhandelskaufmann und längerem 
Auslandsaufenthalt auf einer Lein-
saat-Farm in Kanada baute er bei der 
Raiffeisengenossenschaft AgriV eine 
neue Abteilung im Energiesektor auf. 
2014 absolvierte er eine Ausbildung 
zum Handelsfachwirt. Ab 2015 war Arts 
als Prokurist bei der agaSAAT für den 
Vertrieb und die Produktion verant-
wortlich. Im April 2019 übernahm er die 
Position des zweiten Geschäftsführers 
neben seinem Vater. Er verantwortet 
die Bereiche Verkauf, Marketing, Pro-
duktion und Qualitätssicherung.

… ich den Wirtschaftsmotor Mittel-
stand fördern, politisch mitgestalten 
und netzwerken möchte.“

Jens Urbaniak (33) ist Experte im 
Aufbau von digitalen skalierbaren  
Geschäftsmodellen. Er ist Gründer 
von DrSmile, einem Unternehmen  
der Medizintechnologie, das antritt,  
um die ästhetische Zahnmedizin in 
Deutschland zu modernisieren. 

Urbaniak hat bereits einige Firmen 
gegründet und begleitet: Vor DrSmile 
gründete er etwa den 24-Stunden- 
Concierge-Service GoButler. Davor 
leitete er Marketing-Teams für Ro-
cket Internet, war Geschäftsführer 
der Covus-Gruppe und Mitbegründer 
von vertikalen Geschäftsmodellen bei 
Deindeal. Jens Urbaniak lebt mit sei-
ner Frau Lara, die ebenfalls MIT-Mit-
glied in Berlin-Mitte ist, und seiner 
Englischen Bulldogge Heidi in Berlin. 
In seiner Freizeit läuft er leidenschaft-
lich gern Marathon.   

… ich die unternehmerische Zukunfts-
fähigkeit unseres Landes mitgestalten 
möchte.“

Nicole Vocke (47) führt seit 19 Jahren 
ein Raumausstatter-Geschäft im Ol-
denburger Münsterland. Die ausgebil-
dete Raumausstatterin war nach be-
standener Meisterprüfung zunächst in 
verschiedenen Betrieben als Meisterin 
tätig. Nach einer berufsbegleitenden 
Ausbildung zur Betriebswirtin des 
Handwerks machte sie sich schließlich 
im Jahr 2000 selbstständig. Heute be-
steht ihr Unternehmen aus fünf Mitar-
beitern, darunter zwei Auszubildende. 
Ihr Ziel sieht sie darin, das Handwerk 
durch individuelle und hochwertige 
Arbeit nicht nur beim Kunden, son-
dern auch in der Ausbildung am Leben 
zu erhalten. „Politisch und wirtschaft-
lich muss das Handwerk wieder at-
traktiver gestaltet werden, damit es 
nicht ausstirbt und auch für unsere 
Nachkommen bleibt, sagt sie.

Tobias-Werner Arts
Geschäftsführer, 
MIT Wesel

Jens Urbaniak
Geschäftsführer und Gründer, 
MIT Berlin-Mitte

Die MIT ist mit rund 25.000 Mitgliedern der stärkste und einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in  Deutschland.  
In unserer Vereinigung ist jeder willkommen, der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft schätzt. In dieser  
Rubrik stellen wir mit jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos zur Mitgliedschaft: www.mit-bund.de/mitgliedschaft

„Ich bin neu in der MIT, weil …

N
eum

itglieder

… weil ich mein unternehmerisches 
Denken und Handeln im Kreise 
gleichgesinnter reflektieren möchte.“

Nicole Vocke
Raumausstatterin, 
MIT Cloppenburg
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ALLES AUS EINER HAND
MADE IN 

BERLIN 
RHEINBACH

Als Medienhaus mit dem Standort Rheinbach und der 
Betriebsstätte Berlin sind wir stolz darauf, dass unsere 
Qualität in ganz Deutschland geschätzt wird.

Wie können wir Ihnen helfen?

Union Betriebs-GmbH
Rheinbach: Egermannstraße 2 | 53359 Rheinbach
Telefon 02226 802-0 | Telefax 02226 802-111
info@ubgnet.de

Berlin: Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin
Telefon 030 220 70-271 | Telefax 030 220 70-279
www.UBG365.de

DRUCKEREI
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